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Vorwort

Die Zukunft des öffentlichen Eigentums und der Daseinsvorsorge
ist ein Thema nicht nur für Spezialisten. Jede und jeder von uns ist
im täglichen Leben davon berührt.
Mit der  Neufassung dieser „Privatisierungs-Broschüre“ hat Sus-
anne Haydvogel den Versuch unternommen, den Bürgerinnen und
Bürgern Informationen zu vermitteln, die von den Mächtigen gerne
verschwiegen werden.
Ich freue mich, dass wir die Möglichkeit zur Herausgabe dieser
Arbeit schaffen konnten.
Wer sich den Befürwortern, Meinungsmachern und  Wegbereitern
der Privatisierung entgegenstellen will, die/der braucht gute
Argumente. Hier werden einige davon geliefert.
In der  Auseinandersetzung um die Zukunft der Grazer Stadtwerke
hat  ein  gemeinsames Anliegen Menschen unterschiedlicher
pol i t ischer Gesinnung aus al len Bevölkerungsschichten
zusammengeführt. Menschen, die sich gegen die Privatisierung
dieses wichtigen städtischen Betriebes wenden, für den Erhalt
des öffentlichen Eigentum eintreten und für eine gerechte Teilhabe
aller Menschen an der Daseinsvorsorge.
Diese Erfahrung ist wichtig. Sie gibt Hoffnung über den Tag hin-
aus.

Stadtrat
Ernst Kaltenegger





P

Wir haben die Verantwortung in
der Wahl der Welt, in der wir
leben:  Wir akzeptieren sie oder
wir weisen sie zurück und die
Art, in  der wir das tun, die
macht die Gesellschaft aus, in
der wir leben, das ist Politik.
Jede/r weiß, wohin zu schnelles,
blindes Akzeptieren der Welt, so
wie sie ist, führen kann.
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Die „Gemeindeväter“ ver-
suchen sich der Verwal-
tung der kommunalen
Dienste, die immer schwe-
rer wird, zu entledigen.

Das Gewicht der neolibe-
ralen  Ideologie, steigen-
de Steuerlast und die An-
gebote transnationaler
Firmen bringen sie dazu,
die kommunalen Dienste
dem privaten Sektor zu
überlassen.

Grazer Stadtwerke AG:

1960 werden die Geschäftsbe-
reiche Verkehrsbetriebe,
Strom, Gas, Fernwärme und
Wasser aus der Grazer Kommu-
nalverwaltung ausgegliedert,
die Stadtwerke AG gegründet.
Mit der Ausgliederung wird die
Kontrolle undurchsichtiger
(z.B. sind Aufsichtsratmit-
glieder laut Aktiengesetz zur
Schweigepflicht angehalten),
der parteipolitische Einfluss
bleibt der gleiche: Die beiden
aktiven Vorstandsdirektoren
werden der VP und der SP zu-
geordnet, der Aufsichtsrat ist
nach dem Proporz-System be-
setzt.

1971 wird der Wasserverband
Hochschwab Süd geschaffen.

1985 kommen noch die kom-
munalen Geschäftsbereiche
Bestattung, Sport, Freizeitan-
lagen und Gastronomiebetrie-
be dazu, ebenso die Firma
AnkünderGesmbH Ankündi-
gungsgesellschaft.

1999 beschäftigen die Grazer
Stadtwerke AG  1526 Mitarbei-
terInnen, die Geschäfte gehen
bestens, der Konzernerlös be-
läuft sich auf 3.214.982.000
Schilling.

Die Bereiche Energie decken
bisher die Verluste der Ver-
kehrsbetriebe ab.
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Private Firmen, die kommunale Dienste
übernehmen, akquirieren Dimensionen
in der Größe wichtiger nationaler Unter-
nehmen.

Unter den Hammer?

Guter Deal

„Die Privatisierung der Stromversorger schrei-

tet voran  – und ist ein gutes Geschäft für die

mit der Abwicklung beauftragten Experten.

Brandaktuell ist die Partnersuche der Stadt-
werke Graz und der Kärntner Energie-

holding.

Den ungewöhnlichsten Weg wählte die Stadt

Graz: Sie setzte einen fünfköpfigen „Rat der
Weisen“ ein, der die Partnersuche beglei-

ten soll. Dieser weist wie die Grazer Stadt-

regierung ein Naheverhältnis zu allen politi-

schen Lagern auf: Rechnungswesen-Guru

Anton Egger (beriet Wirtschaftsminister

und EVN), Kommunalexperte Manfred
Heindler, Handelsrechtler Waldemar
Jud (beriet die Bank Austria), Dieter Mandl
(Verbund-Aufsichtsrat) und Strom-Unterneh-

mer Hansjörg Tengg (an der Clearing-

stelle APCS beteiligt).

Über die gemeinsame Firma UCG (Utility
Consulting Group) Unternehmens-
forschung GmbH lukrieren die fünf Wei-

sen 15 Millionen Schilling plus 0,35 Prozent

des Verkaufspreises bei einer etwaigen Pri-

vatisierung. Wobei sie das Fixum für jenes

Gutachten erhalten, mit dem sie selbst über

die Notwendigkeit einer Privatisierung urteilen

sollen (empfehlen sie diese nicht, gibt es bloß

drei Millionen Abschlagszahlung zusätz-

lich)(...)“         Wirtschaftsblatt online 11.04.2001

Nun müssen aber im Magistrat alle Aufträge

über 2,7 Mio öS öffentlich ausgeschrieben

werden. Dazu die Stellungnahme des Stadt-
rechnungshofes vom 10.10.00:

„Der Stadtrechnungshof erlaubt
sich, Zweifel an der rechtlich kor-
rekten Vorgangsweise bei der ge-
planten Vergabe anzumelden.“
Für die finanzwirtschaftliche Abteilung des
Magistrat ist die Vergabe jedoch zulässig, es

handle sich dabei um „Politikerberatung“,

was nach dem Vergabegesetz nicht explizit

verboten ist.

Utility Consulting Group:

„Als Favoriten für die Übernahme der Stadt-
werke Graz gelten derzeit die steirische

Energieholding Estag, an der auch die

Electricité de France beteiligt ist, der

amerikanische Energiekonzern TXU und

der deutsche Energieriese RWE. Die RWE

spielt im Poker um die Grazer Stromversor-

gung gleich doppelt mit: Sie bietet sowohl

als eigenes Unternehmen als auch über die

Kärntner Kelag, an der die RWE zu einem

Drittel beteiligt ist. Gerüchte, wonach sich

auch die EdF selbst sowie über die Estag

für die Stadtwerke Graz interessiert, wurden

vom Büro des zuständigen Grazer Finanz-

stadt- rates Siegfried Nagl dementiert. Nur

Außenseiterchancen werden zwei deut-

schen Kommunalversorgern zugebilligt: Den

Stadtwerken Berlin und Leipzig, die

sich ebenfalls um Stadtwerke-Anteile anstel-

len...“           Wirtschaftsblatt online 18.09.2001
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Stadt-
Spaziergänge

Das überparteiliche Komitee „Für
unsere Stadtwerke – Privatisie-
rung NEIN!“ hat an zahlreichen

Informations-Ständen und auf Veran-

staltungen die Bevölkerung über die

Folgen der Privatisierung der Grazer

Stadtwerke informiert und Unterschrif-

ten gegen den angekündigten Verkauf

gesammelt.

Im Juli 2001 wurden mehr als 10.000
Unterschriften von wahlbe-
rechtigten Grazerinnen und
Grazern dem Magistrat vorgelegt.

Nach § 116 des Steiermärki-
schen Volksrechtegesetzes
muss diese Initiative vom Grazer Ge-

meinderat behandelt werden, wird aber

schon  seit Monaten  ignoriert.

Laut Umfragen ist die Mehrheit der

GrazerInnen und Grazer gegen
einen Verkauf der Grazer Stadt-
werke.

Das Komitee „Für unsere Stadtwerke-

Privatisierung NEIN!“ wendet sich ge-

gen jede Form von Privatisierung, denn

Privatisierung ist Diebstahl an
öffentlichem Eigentum!

Not for sale!
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05.07.2001
Die Bediensteten der Gra-
zer Stadtwerke gehen
nach ihrer Betriebsver-
sammlung  zum Bürger-
meister, um gegen den
Verkauf zu protestieren.
Sie werden vom Komitee
„Für unsere Stadtwerke  –
Privatisierung NEIN!“ un-
terstützt und vor dem Rat-
haus mit Transparenten
empfangen.
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E.ON AG
Einer der mächtigsten privaten
Stromversorger Europas, die
E.ON AG mit ihrer Tochterfirma
E.ON Energie, entstand Mitte
2000 aus einer Fusion der beiden
Multis Viag und Veba und ihren
Energietöchtern Bayernwerke AG
und Preussen Elektra. Umsatz:
13,1 Milliarden Mark.

Veba/Preussen Elektra
An der Atom-, Kohle- und Mineralölwirt-

schaft beteiligt, kämpft sie wie kein anderes

Unternehmen gegen eneuerbare Energien.

Die Einspeisevergütung für Strom aus klei-

nen regenerativen Kraftwerken, z.B. Windkraft,

versuchte PE gar vor dem Verfassungsgericht

zu stoppen. Das Unternehmen verdient sein

Geld mit Atomstrom und CO
2
- Produktion.

37% des erzeugten Stroms stammen aus

Atomkraftwerken. Uranabbau, Entsorgung

und Transport von nuklearem Material gehö-

ren auch zu den lukrativen Geschäften der

PE. Die Subventionierung von Atomkraftneu-

bauten und eine festgeschriebene Atomstrom-

quote stehen schon lange auf der Forderungs-

liste  des  Atommulti.

Zusätzlich zur Energie macht das Stammhaus

Veba große Gewinne mit der Chemie Hüls.

Traurige Berühmtheit erlangte deren Tochter-

firma Degussa  –  mit Zyklon B und Raub-
gold-Geschäften in der NS-Zeit und durch

die Waffenproduktion für den Irak. Ob im

Dienstleistungs-, Immobilien-und Kommuni-

kationsbereich, in der Entsorgungs- und Was-

serwirtschaft, die Veba ist dabei. Hauptaktionä-

re sind Banken, Versicherungen, Vermögens-

verwaltungen und  Investmentgesellschaften.

 Atommulti

Viag/Bayernwerke AG
Bringt  in die E.ON Atomkraftwerke ein, hat

rund 40% Atomstrom im Netz und ist an

zahreichen Regionalversorgern und Stadt-

werken in Deutschland beteiligt. Anteile

auch an vielen kleinen Gasversorgern über

die Contigas und Beteiligungen an Aral
und Ruhrkohle, Aktivitäten auch in Un-

garn, der Schweiz und Thailand. Eigner des

Viag-Energiebereichs sind außerdem Frei-

staat Bayern (25%) zu 53% Vermögens-

verwalter, Banken, Versicherungen und In-

vestmentgesellschaften.

Der Mutterkonzern Viag produziert mit ei-

genem Strom Verpackung (Gerreshei-
mer Glas, Schmalbach Lubeca /

PET-Flaschen). Alles wird dann als Müll von

eigenen Firmen entsorgt (RenCon, UET).

Eine Menge Gewinne und Treibhausgase

werden erwirtschaftet.

auf Einkaufstour
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Weihnachtsspende
Im Rahmen ihrer Weihnachts-
spende unterstützen E.ON Ener-
gie und E.ON Vertrieb in einer
gemeinsamen Aktion die „Kin-
derkrebsnachsorge-Stiftung für
das chronisch kranke Kind“ in
V i l l i n g e n - S c h w e n n i n g e n /
Schwarzwald. Otto Majewski,
stellvertretender Vorstandsvor-
sitzender von E.ON Energie, und
Bernhard Reutersberg, Sprecher
der Geschäftsführung von E.ON
Vertrieb, überreichten den Spen-
denscheck in Höhe von 50.000
DM an Roland Wehrle, Mitglied
des Stiftungsvorstands.

„Mit unserer Weihnachtsspende
wollen wir den schwächsten Mit-
gliedern unserer Gesellschaft,
nämlich den Kindern helfen: Kin-
dern, die nicht das Glück haben,
gesund zu sein.“

E.ON

Beide Energieriesen, Veba und Viag,

bilden nun die E.ON AG, eines der inter-

national größten Spezial-Chemie-Unterneh-

men und unter den größten privaten Ener-

gieversorgern der Welt.

Die Beteiligung am größten schwedischen

privaten Energieversorgungsunternehmen

Sydkraft AG mit rund 800.000 Kunden

wird laufend vergrößert, die E.ON hält be-

reits fast die Hälfte der Anteile.

In Vorbereitung ist die Übernahme der pol-

nischen Energieversorger plus der dazuge-

hörigen Kraftwerke.

Mit dem britischen Strom- und Gasversor-

ger Powergen ist man im Gespräch:

Powergen versorgt acht Millionen Men-

schen mit Energie, ist außer in Großbritan-

nien auch in Deutschland, Ungarn, Portugal,

Indien, Australien, Indonesien, Thailand und

Südkorea aktiv und hat  für rund 3,3 Mrd

Euro den US-Stromversorger LG&E En-
ergy in Kentucky  übernommen.

Um die österreichische OMV wird gewor-

ben, die ebenfalls umworbene Kärntner

Energiegesellschaft KELAG ging an den

Rivalen RWE.

Die E.ON Kernkraft GmbH  ist die

größte private Kernernergiegesellschaft

Europas  und Betreiberin und Mitbetreiberin
von elf Kernkraftwerken in Deutschland:

Grafenrheinsfeld, Isar I, Isar II,
Stade, Grohnde, Krümmel,
Brokdorf, Lingen, Brunsbüttel,
Gundremmingen, Unterweser.

W
e
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“

„E.ON verbindet Solidität und Er-
fahrung mit Dynamik und  Innova-
tion. Unser Ziel ist, daraus eine
Marke für attraktive Dienstlei-
stungen rund um die Grundbedürf-
nisse des Lebens zu  formen“.
Veba-Vorstandsvorsitzender Hartmann und

sein Viag-Kollege Simson

Greepeace-Aktion gegen das AKW-Unterweser
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RWE

Von gigantischen Braunkohlengruben in
Deutschland bis hin zu Uranbergwerken in
Australien, über Baukonzerne bis zu Beteili-
gungen im Bereich der Telekommunikation

und der Abfallentsorgung –  der Energieriese

aus Essen  wird aus gutem Grund die „graue
Eminenz“ des deutschen Kapitals genannt.

Beginnend beim Uranabbau – mit verheeren-

den Folgen vor Ort – mischt die RWE im Be-

reich der  Atomenergie  fleissig  mit:  Eigne-
rin der beiden Uralt-Reaktoren des AKW
Biblis und zu 75 % der beiden Reaktoren
von Gundremmingen, ist sie auch auch
am AKW Emsland beteiligt. Zum Atom-
müll aus bereits vier stillgelegten AKW kommt
noch der Reaktor von Mühlheim-Kärlich,
eine Fehlplanung: Der Betrieb wurde bereits
nach elf Monaten Probelauf eingestellt. Die
Nukleare Transportdienstleistun-
gen GmbH, Tochter der RWE, schafft ra-
dioaktives Material aus deutschen AKW zu
den Wiederaufbereitungsanlagen in La
Hague/Frankreich und Sellafield/Groß-
britannien.  Außer der Entsorgung, dem Bau
von Atom-Transportbehälter Castor und
der  Erzeugung von Brennstäben für Reak-
toren auch am Bau der Wiederaufberei-
tungsanlage Wackersdorf beteiligt, ist die
RWE in viele Atomskandale verwickelt.
Mehr als die Hälfte des Stroms stellt der  Multi
aus Kohle her, auch aus sehr schwefelhalti-
ger Braunkohle und ist höchst aktiv in Un-
garn, Spanien, Tschechien, Portugal und
Kroatien und ist nach Übernahme des
Texaco Tankstellengeschäfts auch im
Mineralöl- und Gas-Geschäft verankert.

Das Rheinisch Westfälische Elektrizi-
tätswerk mit rund 152.000 Mitarbei-
tern ist drittgrösster Konzern Europas

„Der RWE-Konzern bemüht sich intensiver um
eine starke Position auf dem russischen Strom-
markt. RWE bestätigte Pläne zum Bau einer
Elektrizitätsbrücke zwischen den Stromnetzen
Russlands und Finnlands. Experten schätzen die
Investition auf 120 Mio Euro. Außerdem will sich
die RWE an einem Dreiecksgeschäft beteiligen,
das die Aufarbeitung von Atombrennstäben aus
dem bulgarischen Kraftwerk Kosloduj in
Russland ermöglichen soll (...) Vier der sechs
Blöcke in Kosloduj sind ältere Druckwasserreak-
toren sowjetischer Bauart  (...)
RWE trage dazu bei, die Betriebsdauer unsiche-
rer Blöcke des Kernkraftwerks Kola zu verlän-
gern, warf Greenpeace-Atomexperte Tobias
Münchmeyer dem Essener Konzern vor. „Das
ist ein heikles Geschäft. Das Atomkraftwerk Kola
gehört zu den gefährlichsten der Welt“, sagte er,
Das Kraftwerk besteht aus vier Blöcken (...) Die
beiden älteren gingen 1973 und 1974 in Betrieb.
Sie gelten als besonders problematisch. Ein
Block ist laut Münchmeyer wegen Absatzproble-
men in Russland abgeschaltet. Eine Verbindung
nach Finnland würde ihn auslasten  (...)“
Financial Times Deutschland 03.01.2002

UUralt-AKW Biblisr

Atom, Asbest
                 und CO2

Doppelt hält besser:
Die RWE ist auch an den Leipziger
Stadtwerken beteiligt und diese bie-
ten ebenfalls um die Grazer Stadt-
werke mit ...
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Biblis

In der Nähe von bayrischen Atomkraft-
werken ist die Krebshäufigkeit bei Kindern
um mehr als  20% erhöht. Entsprechen-
de Belege haben das Umweltinstitut
München und der Verein Internationa-
le Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges/Ärzte in sozialer
Verantwortung (IPPNW) präsen-
tiert. Erstmals hat auch das Bundesamt
für Strahlenschutz die erhöhten Krebs-
fallzahlen bei Kindern offiziell bestätigt.
Das Umweltinstitut hatte alle Kinderkrebs-
fälle in der Nähe der bayrischen AKW
untersucht.             Kasel AP 11.07.2001

A S B E S T :
In den vergangenen 20 Jahren sind bei fast

120 Mitarbeitern des Stromkonzerns RWE
asbestbedingte Krankheiten aufgetreten:
67 Fälle von Rippenfellkrebs, 23 Fälle von

Lungenkrebs und 29 Asbestosen, teilte die

Berufsgenossenschaft Feinmechanik
und Elektrotechnik in Essen mit. 85 der Be-

troffenen seien gestorben. Beim Energie-

konzern Eon sind angeblich prozentual noch
mehr Arbeiter erkrankt als bei RWE. Wie die

Wirtschaftswoche meldet, beträgt die Anzahl

der Rentenfälle durch Asbest pro tausend Ver-
sicherte bei RWE 3,28 gegenüber 7,65 bei

Eon. Grund sei, dass Eon russischen Blau-

asbest verwendet habe, RWE hingegen Weiß-
asbest aus Amerika. Laut Angaben des Haupt-

verbands der gewerblichen Berufsgenossen-

schaften starben im vergangenen Jahr bundes-
weit rund 950 Frauen und Männer an Asbest-

folgekrankheiten.                              afp/dpa/taz

„Die Verflechtung der RWE in die
Atomkraft ist verworren und un-
durchschaubar. Der Wille zum Aus-
stieg aus der Atomenergie ist der
RWE  fern wie eh und je. Da hilft auch
das Aufdecken der Verwicklung von
Tochterunternehmen in die großen
deutschen Nuklearskandale nicht.“

„Es hat sich in den vergangenen Jah-
ren gezeigt, dass der größte deut-
sche Stromkonzern eine zukunfts-
weisende Energiepolitik konsequent
verhindert, gegen die wirtschaftli-
che Macht eines der größten deut-
schen Unternehmens jedoch keine
Wende in der Energiepolitik möglich
ist. Eine derartige Machtkonzentra-
tion ist mit der demokratischen
Grundordnung nicht vereinbar. Robin
Wood fordert daher die Entmachtung
der RWE und die Rekommunali-
sierung der Energiewirtschaft .“

Umweltorganisation Robin Wood

W A S S E R :
Als „ertragstärkstes Feld innerhalb  des Kern-
geschäfts“ habe sich die Wassersparte eta-

bliert, sagte RWE-Chef Dietmar Kuhnt bei der

Bilanzpressekonferenz. Durch die Übernah-
me des brit ischen Wasserversorgers

Thames Water hatte RWE seine Kern-

geschäfte Strom, Gas, Abfall und Recycling
um eine vierte Säule erweitert.

Kuhnt betonte, dass RWE im Wassergeschäft

sowohl in Deutschland als auch im Ausland
wachsen wolle. Wasser gilt als strategisch wich-

tigste Ressource  des 21.Jhdts, von der sich

die Energiekonzerne hohe Erträge verspre-
chen. Mit der Übernahme des größten priva-

ten amerikanischen Wasserversorgers

American Water Works (AWW) baut der
Essener Konzern seine Position als weltweit

drittgrößter Wasserversorger aus. Nach Akqui-

sition von AWW würde RWE 50 Millionen
Menschen mit Wasser versorgen.

Financial Times 26.09.01

Proteste gegen Atom-Transporte aus Deutschland zur Wiederaufbereitunsanlage La Hague
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Als Betreiberin der  beiden AKW
Ringhals (vier Reaktoren) und
Forsmark, liefert die Vattenfall
AB in den nördlichen Ländern
20% des Stromes und möchte
jetzt auch in Graz Fuß fassen.

Mit 900.000 Kunden, von großen Indus-

trieen und Stromgesellschaften bis hin zu

kleinen Firmen und Haushalten, tätig in

Deutschland, den Baltischen Staaten, Po-

len, Tschechien, Südostasien und Südame-

rika, spielt Vattenfall AB eine wichtige Rol-

le unter den Energiegiganten.

„Strahlende“ Bewerber

Vattenfall AB

Sparen ...

In Schweden sind Pläne ge-
stoppt worden, ein 91,7-Mio-
US-Dollar-Modernisierungspro-
gramm des AKW Ringhals zu
verwirklichen, da die Strom-
preise gefallen seien und ein
Stromüberschuss vorhanden
sei. Nach den Angaben der
Betreiberfirma Vattenfall seien
damit keine Sicherheits- oder
Qualitätseinbußen zu erwar-
ten.

Der neue deutsche Stromkonzern soll
Vattenfall Europe AG heißen. Dies kün-
digte der Präsident des schwedischen
Vattenfall-Konzerns, Lars Josefsson, auf
einem Energiekongress in Berlin an. Der

neue Konzern – hinter RWE und Eon die

Nummer drei auf dem deutschen Markt –
entsteht aus einer Fusion des Hambur-
ger Stromkonzerns HEW und der
berliner Bewag und den beiden ostdeut-
schen Unternehmen Veag und Laubag
(...) Das neue Gemeinschaftsunternehmen
mit Sitz in Berlin gehört zu Vattenfall und
wird mit rund 6 Milliarden Euro Umsatz,
mehr als 20.000 Mitarbeiter und 2,7 Mio
Kunden      haben.                  taz 18.01.02

„Guten Tag, Madame, ich komme,

um  den Stromzähler abzulesen...“

Forsmark Ringhals
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Comanchepeak

Giftige  Luft
„16 von 19 Kohlekraftwerken in Texas sind

total veraltet.“

 Jamie Mitchell, Public Citizen/Texas

Dazu gehören die TXU-Kraftwerke Monticello,
Martin Lake und Sandow.

„Texas steht an der Spitze, was die Quecksil-

ber-Emissionen aus Kohle-Kraftwerken betrifft.

Quecksilber ist ein tödliches Nervengift, das

von der UNO als eines der sechs tödlichsten

Luftverschmutzer weltweit eingestuft worden

ist. Das  Kraftwerk Monticello  ist die Num-

mer eins bei den US-Emissionen an Queck-

silber, Martin Lake ist an fünfter Stelle ...“

Ken Kramer, Sierra Club

„ Jährlich sterben mehr Menschen  an den Fol-

gen der Luftverschmutzung aus diesen Kraft-

werken als durch Alkohol am Steuer oder

Selbstmord.“
Dr.Frank Lane,

Physicians for Social Responsibility

Und der Gewinner ist ...
Als einer der  Profiteure  der kalifornischen „Energie-

Krise“ kann TXU  nun zu enorm überhöhten Prei-

sen  Kalifornien mit Strom versorgen. Mit 608 Mio

Dollar Steuerersparnis  gehört die Firma auch zu den

Hauptgewinnern von George Bushs 100-Milliarden-

Programm, mit dem er die Wirtschaft ankurbeln will.

 „Die Organisation Citizens for Tax Justice
(CTJ), eine Art amerikanischer Steuerzahlerbund,

hat das Milliardenprogramm genauer unter die Lupe

genommen und dabei eine interessante Entdeckung

gemach: Im Zuge des Konjunkturprogramms will die

Bush-Regierung unter anderem die so genannte Al-
ternative Minimum Tax (AMT) abschaffen, eine

Mindeststeuer für Unternehmen und Privatpersonen,

die ansonsten wegen Steuerschlupflöchern zu we-

nig an den Staat zu zahlen hätten. Von der Abschaf-

fung der ungeliebten Steuer profitiert vor allem die

Mineralöl- und Energiebranche. Ganz vorne dabei

sind der CTJ-Studie zufolge zwei Unternehmen mit

Hauptsitz in Texas, nämlich die Texas Utilities
Company und Chevron Texaco.“
Citizens for Tax Justice/SPIEGEL ONLINE16.11.01

Die texanische TXU ist eine der größ-
ten Energie-Firmen der Welt, mit mehr
als 27 Mrd Dollar Einnahmen. Der
Energieriese verkauft u.a. jährlich
300 Mio Megawattstunden Strom,
liefert Energie oder handelt damit.
Seine 11 Mio. Kunden sind hauptsäch-
lich in den USA, Europa und  Austra-
lien. TXU betreibt zwei der größten US-
Atomreaktoren, Comanche Peak. r
größten US-.TXU betreibtn

„Wir haben keine Firmen gekauft,
sondern nur ein großes Aktienpaket.“
Alan Wyatt, TXU-Geschäftsführer,
nach dem Kauf der Stadtwerke Kiel

TXU Gute Käufe
Die Stadtwerke Kiel AG wurde im Sommer

2000 zu 51 % an die britische Tochter des

US-amerikanischen Energieunternehmens

TXU verkauft.

„Wir sind sehr glücklich, dass wir
von Kiel aus unsere Geschäfte in
Deutschland ausbreiten können.“
„Wir wollen lernen, wie es geht, in
Deutschland Geschäfte zu machen,
denn wir sind vor allem Händler.

„Wir handeln alles mit jedem, der mit
uns handeln will.“

Alan Wyatt, TXU-Geschäftsführer
Großbritannien

Comanche Peak
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„Steirische“ Lösung?

Die steirische Energie-Holding Estag, Mutter

von Steweag, Ferngas und Fernwärme, hat

500.000 StromkundInnen und will die Grazer

Stadtwerke AG kaufen, die mit 220.000

StrombezieherInnen selbst der größte Kunde

der Estag-Stromtochter Steweag ist.

Die EdF hält seit 1998 eine Sperrminorität    (25%

+ 1 Aktie) an der Energie Steiermark Hol-
ding AG (Estag). Der Atomstromriese

Electricité de France (EDF) will seinen

Anteil an der Estag bei der nächsten Privati-

sierungsetappe aufstocken. Die EDF interes-

siert sich laut eigenen Angaben für den 24-pro-

zentigen Anteil, den das Land nächstes Jahr ver-

kaufen will. „Wenn sich die Steiermark für die

Verringerung ihres Anteils entscheidet, ist es na-

türlich, wenn sie sich an ihren Partner wendet“,

sagt ein Firmensprecher.

APA / DER STANDARD 24.10.01

ESTAG
Mit  vier Fünfteln seines Stromes
aus Atomkraftwerken ist die
staatliche EDF (Eléctricité de
France) der größte Atomstrom-
erzeuger der Welt.

Trotz Finanzierung der hohen Bauzinsen der

Atomkraftwerke durch den Staat und 20 Mio.

StromkundInnen ist der französische Atom-

multi einer der verschuldetsten Konzerne der

Welt (über 132,9 Milliarden Franc). Zu 100%

im Eigentum des Staates hat sich die EDF
bis jetzt einer Privatisierung entzogen, ist aber

auf großer Einkaufstour.

Sie ist Betreiber von 58 AKW, alles Druck-

wasserreaktoren, die von der Framatone
gebaut wurden, an der die EDF mitbeteiligt

ist. Der Atommulti ist bemüht, den Mythos

aufrecht  zu halten, die Franzosen könnten

auf den Atomstrom nicht verzichten. Tatsäch-

lich werden aber nur 15 % davon im Inland

konsumiert, der Rest wird ins Ausland ver-

kauft. Die EDF sitzt auf Unmengen von

Atomstrom und sucht dafür Absatzgebiete.

Die Fusion der Atomsparten der  Siemens
und der Framatone zum Weltmarktführer

Framatone ANP (Advanced Nuclear
Power) ist perfekt. Die neue Firma ist jetzt

weltweiter Branchenführer auf dem Markt für

Brennelemente und Service für Kernkraft-

werke, Jahresumsatz rund 3 Mrd Euro.

Im Tal der Schlösser:AKW Paluel an der Loire Rohre: Wiederaufbereitungsanlage La Hague

Die Steweag, eine 100-prozentige Tochter der

Energie Steiermark Holding AG
(Estag), Graz, und der französische Wasser-

konzern Suez Lyonnaise des Eaux, er-

weitern ihr Konsortium zur Bearbeitung des slo-

wenischen Marktes.

Der börsenotierte slowenische Ölkonzern Pe-
trol wird sich dem Konsortium anschliessen

und sich damit ein Standbein im Wasser- und

Abwassergeschäft schaffen.
Wirtschaftsblatt online 24.06.2000

EDF
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Verlassen
wir das

Atom-
Zeitalter!

FRANKREICH: 1999 SIEBEN STÖRFÄLLE
PRO AKW REGISTRIERT.  (APA)

K
Knapp an der
Katastrophe
vorbei ...

Der Orkan „Lothar“
hatte Ende 1999

das Wasser der

Gironde über die
Deiche hinweg

ins  Gelände des

AKW   Blayais
gedrückt.

Der   Reaktor wurde dabei so stark beschädigt,

dass zwei Kraftwerksblöcke für mehrere Wo-
chen abgeschaltet bleiben mussten.

Das „Mäuerchen“ wurde nun stellenweise  et-
was höher gemacht ...

Saint-AlbanNogent Civaux Chinon

„ W I E D E R AU F B E R E I T U N G “
Bei der „Wiederaufarbeitung“  werden hochgiftiges

Plutonium und Uran aus abgebrannten Brenn-

elementen chemisch abgetrennt. Ein „Produktions-

kreislauf“ wird behauptet. Die französische Cogema
(Compagnie Générale des Matières
Nucléaires) Betreiberin der WAA La Hague,

entsorgt einen Teil des dabei anfallenden, leicht ra-

dioaktiven Mülls einfach im Meer: Jeden Tag werden

rund 1,4 Millionen Liter radioaktive Abwässer in den

Ärmelkanal gepumpt. Wissenschaftler der Univer-
sität Besancon wiesen 1997 nach, dass Kinder

und Jugendliche, die im Umkreis von 10 Kilometern

um die Anlage leben, im Vergleich zum Landesdurch-

schnitt dreimal häufiger an Leukämie erkranken.

Greenpeace-Taucher hatten 1997
und 1998 Proben aus dem Meeresbo-
den rund um die Abwasserrohre in La
Hague und Sellafield entnommen.
Die Analysen beweisen, dass der
Meeresboden an manchen Stellen so
stark verseucht ist, dass er eigent-
lich als Atommüll in einem Endlager
deponiert werden müsste.

30 JAHRE FESSENHEIM:30 JAHRE FESSENHEIM:30 JAHRE FESSENHEIM:30 JAHRE FESSENHEIM:30 JAHRE FESSENHEIM:
Austausch der Dampf-ErzeugerAustausch der Dampf-ErzeugerAustausch der Dampf-ErzeugerAustausch der Dampf-ErzeugerAustausch der Dampf-Erzeuger
kostet 274 Millionen Euro

Die Alterungsprobleme im französischen
AKW Fessenheim bekommen eine neue
bedrohliche Dimension: Nach dem teuren
Austausch der rissigen Reaktordeckel und der
Tatsache, dass die mangelnde Erdbeben-
sicherheit trotz „intensiver“ Prüfungen erst
nach über zwei Jahrzehnten Betrieb festge-
stellt wurde, müssen in Block 1 in diesem
Jahr nun die Dampferzeuger ausgetauscht
werden. Dazu müssen die stark radioaktiven
Dampferzeuger zersägt, mühsam aus dem
Reaktorgebäude gebracht und der Atommüll
in einer jetzt geplanten Halle auf dem AKW
Gelände „zwischengelagert“ werden. Wer
eine so teure Reparatur durchführt, will das
altersschwache AKW auch noch möglichst
lange betreiben, damit sich dies auch lohnt.
Das AKW wird zu einer immer bedrohliche-
ren  Gefahr für die Region.

„Schutzwall“ vor dem AKW  Blayais



22

„Freier“ Strommarkt

Die Energiemärkte in Europa werden liberalisiert, doch keines-
wegs für alle Verbrauchergruppen.  Anstoß gaben die industriel-
len Großstromverbraucher, die den Strom gerne noch billiger als
heute beziehen möchten. Um wichtige Akteure einer Energie-
wende auszuschalten soll das Ende der kommunalen Energiever-
sorgung durch Stadtwerke herbeigeführt werden.

Die Macht der großen Energiekonzerne wie

EDF, RWE, E-ON würde ausgeweitet wer-

den und die Nachfrage nach Großkraftwer-

ken steigen, wovon besonders Siemens
stark profitieren könnte.

Besonders der französische Atomstrom-

produzent Electricité de France
(EDF)  lockt wegen seiner Überkapazitä-

ten schon seit Jahren mit Atomstrom zu

Tiefstpreisen. Den überschüssigen Atom-

strom zu verschleudern ist immer noch gün-

stiger, als darauf sitzen zu bleiben.

Atomstrom vom Nachbarn
Standorte für fossile und atomare Großkraft-

werke werden europaweit gesucht, überall

dort   wo  eine entsprechende  „politische

Akzeptanz“ vermutet wird: Kraftwerke sol-

len künftig dort errichtet werden, wo die

Arbeitslosigkeit groß und die Bevölkerung

ohnehin schon an Industrie und Verschmut-

zung gewöhnt ist.

Atomanlagen werden dann eben im be-

nachbarten Ausland errichtet und die

Stromwirtschaft importiert den Atomstrom

nach Westeuropa. Diese Konstruktion

stand von Anfang an hinter der Fertigstel-

lung des slowakischen Atomkraftwerks

Mochovce. Einer der beiden Kraft-

werksblöcke sollte allein für den Export von

Atomstrom nach Deutschland und Frank-

reich betrieben werden.

Tauschhandel
Die deutsche und die französische Atom-

wirtschaft arbeiten eng zusammen:

Electricité de France, Siemens und

Framatone entwickeln im Gemein-

schaftsunternehmen Nuclear Power In-
ternational den Europäischen Atomre-

aktor EPR.

Die restliche Stromwirtschaft wird in das

Geschäft integriert: Sei es durch eine Be-

teiligung an der Betreibergesellschaft oder

durch eine Bezugsvereinbarung  für Strom

aus dem Atommeiler.

Seit Anfang der 90er Jahre bezieht die deut-

sche RWE AG in größerem Umfang Atom-

strom aus Frankreich. Die E-ON Energie
bezieht Atomstrom aus Schweden. Der

Stromaustausch in Europa, auch zwischen

West- und Osteuropa soll künftig noch ver-

stärkt werden.
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Seitens der  EU soll eine Libera-
lisierung des Strommarktes erst
2004 stattfinden. In Österreich
hat man bereits per 1. Oktober
2001 liberalisiert. 2002 folgt die
Freigabe des Gasmarktes.

Die österreichische Energiewirtschaft ist im

Umbruch. Bisher gab es  den überregional tä-

tigen Verbund mit seinen Sonderge-

sellschaften, die Landes-EVU für die regio-

nale Versorgung und die Stadtwerke Graz,
Innsbruck, Klagenfurt, Linz, Salz-
burg und Wien für die Versorgung der Städte

und des Umlands. Zusätzlich gibts in Öster-

reich noch gegen hundert kommunale, ge-
nossenschaftliche und private EVU.

Der bisherige Gebietsschutz ist aufgehoben

und die Trennung von Produktion und Verkauf,

Leitung und Strom vollzogen.

Die oberste Stromverrechnungsstelle wurde

von der Republik an die  APCS vergeben. An

dieser Firma beteiligt ist auch die Smart
Technologies, Inhaber DI Hansjörg Tengg,

u.a. Gutachter beim Verkauf der Grazer
Stadtwerke. Weitere Teilhaber sind die

Wiener Börse und die Investkredit
Bank. Bei der Vergabe an die APCS war ei-

ner der beiden empfehlenden Gutachter  Univ.

Prof. Dkfm. Dr. Anton Egger, der gemeinsam

mit Hansjörg Tengg und drei anderen Exper-

ten als Utility Consulting Group GmbH
den Verkauf der Grazer Stadt-werke emp-

fiehlt und abwickeln soll ...

... auch
        daheim!

Der staatliche französische Atomkonzern EdF ist

mit 25% an der steirischen EStAG beteiligt und

will demnächst auf 49% aufstocken.

Atomstromproduzent RWE ist mit 49% bei der Kärnt-

ner KEH vertreten, deren Tochterfirma KELAG erst

im November 2001 beim Kauf eines Drittels der

Stadtwerke Kapfenberg die  EStAG  aus dem

Feld geschlagen.

Der deutsche Konzern EnBW (Energieversor-
gung Baden-Württemberg), der zu 25% der

EdF gehört, hat einen Liefervertrag mit  der Vorarl-

berger VKW und ist mit 5 % Aktionär des Verbunds.

Der Energieriese wartet auf eine Sperrminorität bei

der niederösterreichische  EVN, aus der sich bald

der Verbund, die Energie AG OÖ und die EStAG
zurückziehen sollen. Die Anteile der EStAG (6,4%)

könnte aber möglicherweise die EdF bekommen.

14% Anteile am Verbund hält bereits die Bayern-
Finanz, eine Tochter der Bayrischen  Landes-
bank, die zu 59 % dem Freistaat Bayern ge-

hört und eng mit dem Atomriesen EON verbandelt

ist, wie z.B. über die gemeinsame Firma Thüga AG,

ein Netzwerk von deutschen Energieversorgern. Der

deutsche Atomriese E.ON hat seine Wasserkraft-

kapazitäten gemeinsam mit dem Verbund in die

European Hydro Power (EHP) eingebracht.

E.ON will die 27% Verbund-Anteile an der  nieder-

österreichischen EVN übernehmen und kauft lau-

fend Aktien aus dem Streubesitz des Verbund auf.

E.ON ist weiters gemeinsam mit der Oberöster-
reichischen Energie AG an drei Stromverteiler-

gesellschaften in Tschechien beteiligt, die Atomstrom

vertreiben.

Einige der Atom-
multis, die sich um
die Grazer Stadt-
werke bewerben,
haben bei uns be-
reits Fuß gefasst ...

„Die Karten in der heimischen Strom-

branche werden in den nächsten Mo-

naten noch einmal völlig neu gemischt

werden. Die Blicke der  ausländischen

Stromriesen werden immer begehrli-

cher.“              DER STANDARD 11.01.02
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V E R S I C H E R U N G E NV E R S I C H E R U N G E NV E R S I C H E R U N G E NV E R S I C H E R U N G E NV E R S I C H E R U N G E N
Deutschen Atomkraftwerken droht
offenbar eine Deckungslücke beim
Versicherungsschutz. Die Industrie-
versicherer wollten Terror-Risiken
künftig aus der Haftpflichtversiche-
rung ausschließen, heißt es in einem
Bericht der »Welt am Sonntag«. Das
Blatt beruft sich auf Angaben aus
der Deutschen Reaktor-Versiche-
rungsgemeinschaft  in Köln, wo bis-
lang Versicherungsschutz in Höhe
von 500 Millionen Mark in Form ei-
nes Atompools zusammengefasst
werde. Hochrangige Versicherungs-
manager wiesen demnach darauf
hin, dass den Betreibern von Atom-
meilern das Erlöschen der Betriebs-
genehmigungen drohe, wenn nicht
bald eine Lösung gefunden werde.

Berlin 15.12. 01(AFP)

433 kommerzielle Atom-Reaktoren gibt es weltweit. Die meisten
in den USA (104), gefolgt von Frankreich (59), Japan (53), Eng-
land (35), Russland (29), usw.
Störfälle, wie Lecks im Kühlsystem, Schäden an Brennstäben,
Brände und Überflutungen, Freisetzung radioaktiver Stoffe – Tote
und Schwerverletzte sind keine Seltenheit.

Die Atomenergie ist wie ein riesi-
ges Flugzeug, das bereits gestar-
tet ist, dem man aber vergessen
hatte, eine Landebahn zu bauen.
Wir alle sitzen in diesem Flug-
zeug.

Wenn der
Cro-Magnon-
Mensch vor
35.000Jahren Plutonium produ-
ziert hätte, dann wäre von der
Radioaktivität seiner Abfälle
noch gut ein Drittel vorhanden.

Während 10 Gramm Plutonium
genügen, um den Energiebe-
darf einer Familie für ein Jahr
zu decken, so genügen auch
0,000001 Gramm, um Lungen-
krebs zu verursachen.

„Saubere“ Energie

Seit einem halben Jahrhundert stapeln sich

die Abfälle der Atomindustrie. Gefährliche Ab-

fälle, hoch giftig. Jeder Reaktor produziert jähr-

lich im Durchschnitt ungefähr 20 Tonnen hoch

radioaktives gebrauchtes Material  und 50-200

Kubikmeter von leicht verstrahltem  Abfall.

Beides enthält Isotopen – Radioaktivität für

Millionen von Jahren.

Noch wurde kein Verfahren  gefunden, um die-

sen Abfall von den Menschen

und der Umwelt zu isolieren.



25

„Gegen die steuerfreien Milliarden-Rückstel-

lungen der deutschen Atomindustrie für die nu-

kleare Entsorgung regt  sich  Widerstand bei

den Kommunen“ (...) Nach Informationen der

„Berliner Zeitung“ planen die Stadtwerke

Schwäbisch Hall und mehr als  zwanzig wei-

tere kommunale Versorger eine Untätig-

keitsklage gegen die EU  Kommission vor

dem Europäischen Gerichtshof.
„Die Stadtwerke betrachten die steuerfreien

Rückstellungen der Atombetreiber E.ON,
RWE, EnBW EBK und HEW als „unzu-

lässige Verschonungsbeihilfe“, die massive

Nachteile für Wettbewerber bedeutet (...)

Sie haben die Befürchtung, dass die Gelder,

die unter anderem für den späteren Rückbau

der Meiler vorgesehen sind, im Bedarfsfall

nicht verfügbar sein könnten, wenn sie von den

Konzernen weiterhin für sachfremde Zwecke

– wie etwa Investitionen in Telekom- und

Entsorgungswirtschaft – eingesetzt  würden;

immerhin seien auch in der liberalisierten

Stromwelt Konkurse nicht auszuschließen.“

BERLIN dpa - Meldung vom 27.11.2001

Die enormen Gewinne, die im Rahmen der Rückstellungen gemacht wer-
den, die Atomkonzerne für die „Entsorgung“ von Atommüll und die Besei-
tigung stillgelegter AKW bilden müssen, werden nicht versteuert. Sie kön-
nen zu Großeinkäufen von Betrieben und Stadtwerken verwendet werden.
Die steuerfreien Rücklagen der Unternehmen E.ON, RWE, EnBW und HEW
betrugen zum Stichtag 30.06.01 des laufenden Jahres rund  56 Mrd. DM.

„Verschonungsbeihilfe“
ATOMKRAFTWERKE

...SIND ...SIND ...SIND ...SIND ...SIND HOCHHOCHHOCHHOCHHOCH
SUBVENTIONIERT,SUBVENTIONIERT,SUBVENTIONIERT,SUBVENTIONIERT,SUBVENTIONIERT,

weil sie steuerfrei milliarden-weil sie steuerfrei milliarden-weil sie steuerfrei milliarden-weil sie steuerfrei milliarden-weil sie steuerfrei milliarden-
schwere Atomrückstellungenschwere Atomrückstellungenschwere Atomrückstellungenschwere Atomrückstellungenschwere Atomrückstellungen

bilden dürfen. Mit gefüllterbilden dürfen. Mit gefüllterbilden dürfen. Mit gefüllterbilden dürfen. Mit gefüllterbilden dürfen. Mit gefüllter
Kriegskasse gehen sie u.a.Kriegskasse gehen sie u.a.Kriegskasse gehen sie u.a.Kriegskasse gehen sie u.a.Kriegskasse gehen sie u.a.

auf Einkauf von Stadtwerkenauf Einkauf von Stadtwerkenauf Einkauf von Stadtwerkenauf Einkauf von Stadtwerkenauf Einkauf von Stadtwerken

. . .. . .. . .. . .. . .SIND EXTREM  UNTERVERSI-SIND EXTREM  UNTERVERSI-SIND EXTREM  UNTERVERSI-SIND EXTREM  UNTERVERSI-SIND EXTREM  UNTERVERSI-
CHERTCHERTCHERTCHERTCHERT

weil das Risiko eines Atomun-weil das Risiko eines Atomun-weil das Risiko eines Atomun-weil das Risiko eines Atomun-weil das Risiko eines Atomun-
falls nicht zu versichern istfalls nicht zu versichern istfalls nicht zu versichern istfalls nicht zu versichern istfalls nicht zu versichern ist

. . .  . . .  . . .  . . .  . . .  SIND TOTAL UNSICHERSIND TOTAL UNSICHERSIND TOTAL UNSICHERSIND TOTAL UNSICHERSIND TOTAL UNSICHER,,,,,
weil bei ihrem Bau viele Un-weil bei ihrem Bau viele Un-weil bei ihrem Bau viele Un-weil bei ihrem Bau viele Un-weil bei ihrem Bau viele Un-
fallursachen überhaupt nochfallursachen überhaupt nochfallursachen überhaupt nochfallursachen überhaupt nochfallursachen überhaupt noch

nicht bekannt warennicht bekannt warennicht bekannt warennicht bekannt warennicht bekannt waren

. . .  . . .  . . .  . . .  . . .  ERZEUGEN JEDE MENGEERZEUGEN JEDE MENGEERZEUGEN JEDE MENGEERZEUGEN JEDE MENGEERZEUGEN JEDE MENGE
TREIBHAUSGASETREIBHAUSGASETREIBHAUSGASETREIBHAUSGASETREIBHAUSGASE,,,,,

vom Bau der Kraftwerke übervom Bau der Kraftwerke übervom Bau der Kraftwerke übervom Bau der Kraftwerke übervom Bau der Kraftwerke über
den Transport der Brennstäbeden Transport der Brennstäbeden Transport der Brennstäbeden Transport der Brennstäbeden Transport der Brennstäbe
und der Abfälle, bis hin zumund der Abfälle, bis hin zumund der Abfälle, bis hin zumund der Abfälle, bis hin zumund der Abfälle, bis hin zum
Abbau und dem AnreichernAbbau und dem AnreichernAbbau und dem AnreichernAbbau und dem AnreichernAbbau und dem Anreichern

des Uransdes Uransdes Uransdes Uransdes Urans

DIE ATOMWIRTSCHAFT
IST UNVERBESSERLICH
... weil sie neue Atomkraft-... weil sie neue Atomkraft-... weil sie neue Atomkraft-... weil sie neue Atomkraft-... weil sie neue Atomkraft-

werke in Osteuropa bauen undwerke in Osteuropa bauen undwerke in Osteuropa bauen undwerke in Osteuropa bauen undwerke in Osteuropa bauen und
Atomstrom nach WesteuropaAtomstrom nach WesteuropaAtomstrom nach WesteuropaAtomstrom nach WesteuropaAtomstrom nach Westeuropa

importieren willimportieren willimportieren willimportieren willimportieren will

Satte Gewinne

„Die Branche lebt von der Sub-
stanz.  Das deutsche Bilanzrecht
gibt den Unternehmen bei der
Behandlung der Rückstellungen
riesige Gestaltungsspielräume“.
Aussage eines Managers der Stromindustrie
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Die Rosen in den Glashäusern erfrieren. Die Mitarbeiter im kaliforni-
schen Silicon Valley sitzen im Halbdunkeln. Seit Wochen wird Kalifor-
nien von einer schweren Energiekrise gebeutelt. Immer wieder kommt
es zu Stromabschaltungen. Eine misslungene Stromliberalisierung
und fehlende Investitionen im Energiebereich sind die Hauptursa-
chen. Die Krise droht nun eine Kettenreaktion zum Schaden der US-
Wirtschaft in Gang zu setzen.                                       ORF 07.02.01

Keine Ampel, kein Geld aus dem Automa-

ten und gelöschte Computerspeicher.

Schon seit Monaten ist der Strom im

Sonnenland knapp, heftige Winterstürme

führten nun auch noch zu einem zeitweili-

gen Ausfall von E-Werken.

Wegen der anhaltenden Energiekrise wur-

de im US-Bundesstaat Kalifornien (33 Mil-

lionen Einwohner) erstmals  seit dem zwei-

ten Weltkrieg zwangsweise der Strom ab-

geschaltet.

Der Gouverneur verhängte den Notstand. Aus

dem Nachbarstaat Oregon und aus Kanada

muss Strom zugekauft  werden, im Rotations-

verfahren wird jeweils für 60 bis 90 Minuten

die Energiezufuhr abgeschaltet.

Bankrott?
Der Strombedarf in Kalifornien ist in den letz-

ten Jahren um 25% gestiegen, das Angebot

nur um rund  6%.  Der  Bau von neuen Kraft-

werken ist seit der Deregulierung kein The-

ma mehr. Die insgesamt gestiegenen Ener-

giepreise verursachen bei den beiden größ-

ten Energie-Unternehmen des  Landes, der

Southern California Edison und  der

Pacific Gas & Electric Co. Kosten von

zehn Milliarden Dollar. Da der Staat aber

weitere Preiserhöhungen gegenüber den

EndverbraucherInnen untersagt, wird den

Energie-Riesen die Gewinnspanne zu klein.

Nun soll der Staat den Strom kaufen und an

die Unternehmen zu einem Fünftel des

Marktpreises weitergeben.

... und plötzlich war
              das Licht aus

Geplanter Raubzug
Der Prozeß der Deregulierung  in Kalifornien

wurde von einem Versprechen begleitet, ge-

setzlich festgelegt: Der Strompreis würde

noch vor 2002 um 20 % gesenkt werden. Aber

statt billiger zu werden, sind die Kosten für

den Konsumenten allein im Jahr 2001 um

40% gestiegen. Die Deregulierung der

Stromwirtschaft wird den Menschen in Kali-

fornien rund 71 Milliarden Dollar Mehrkosten

verursachen. Die Strom-Pannen in Kalifor-

nien im letzten Jahr wurden nicht durch

Stromknappheit oder andere Markt-

mechanismen ausgelöst, sondern wurden

absichtlich hervorgerufen durch eine kaum

geregelte Stromwirtschaft mit dem Ziel, die

Preise und Gewinne zu erhöhen.

Die Energiekrise in Kalifornien wurde von

Firmen verursacht, eine davon war die

ENRON Corporation.
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Kalifornien ohne Strom

„Wir müssen der Realität ins Auge se-
hen: Kaliforniens Deregulierungs-
system ist ein kolossaler und gefähr-
licher Fehlschlag.“
„Es hat die Verbraucherpreise nicht
gesenkt. Es hat die Versorgung nicht
verbessert. Es hat vielmehr zu steil
ansteigenden Preisen, Preistreiberei
und einer unzuverlässigen Stromver-
sorgung geführt, kurz gesagt, zu ei-
nem Energie-Albtraum.
Wir haben die Kontrolle über unsere
eigene Energie verloren. Wir haben
die Beschlüsse darüber, wo die Elek-
trizität verkauft
wird – und für
wieviel – an Pri-
vatunter neh-
men abgegeben,
die nur ein Ziel
verfolgen: Im-
mer höhere Pro-
fite zu erzielen.“
Kaliforniens
Gouverneur
Gray Davis,
State of the State
Address 08.01.01.

U N A B H Ä N G I G
„... Los Angeles ist vom Energie-

chaos  im  Rest des Bundestaates

ausgenommen. Die Stadt wird näm-

lich noch vom Department of
Water  and  Power  (LADWP)
versorgt, dem größten Versorgungs-

unternehmen im Kommunalbesitz in

den USA.

„Für sie gibt es keine Stromausfälle

oder höhere Rechnungen. Das

LADWP beteiligte sich wie die mei-

sten anderen Kommunalen Energie-

versorgern nicht an dem katastropha-

len Experiment und nahm in Voraus-

sicht von Engpässen sogar einige Er-

zeugungsanlagen wieder in Betrieb.“

„Das LADWP hat sogar seit 1996

seine Schulden um die Hälfte verrin-

gert und seine Finanzlage ist inzwi-

schen so gesund, dass es für seine

eigene Kunden einen Preisnachlass

in Erwägung zieht.“

IÖD  Internationale Gewerkschaft

Öffentlicher Dienst

„Die Überlegungen zum Wegzug aus
Silicon Valley sind keine Drohung,
sondern simple Notwendigkeit.
Bei der weltweiten Konkurrenz kön-
nen wir uns keinen Verlust der Pro-
duktivität leisten“.

Carl Guardino
vom Unter-
nehmenszu-
sammen-
schluss in Sili-
con Valley,
nach dem
Strom-Crash
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ENRON

„Sie müssen die Kosten un-
barmherzig senken, bis zu
50 - 60%. Entlassen Sie.
Sie müssen die Leute loswerden.
Die vermasseln
Ihnen nur das Ergebnis.“
Vorm. Enron-Präsident Jeff Skilling
auf einer  Industrie-Strategie-Kon-
ferenz 1997

„Wir sind auf der Seite der
 Engel.
Wir sind die ,good guys’.“
Jeff Skilling

„Ich glaube an Gott und ich
glaube an freie Märkte.“
„Jesus selbst war so was wie
ein  Liberaler im 90er-Jahre-
Stil. Er wollte, dass die Men-
schen die Freiheit haben,
eine Wahl zu treffen.“
Enrons Präsdent Kenneth Lay
San DiegoUnion-Tribune, Feb.01

„Board of directors“– in glücklicheren Zeiten...

Jetzt sind 29 Enron-Manager angeklagt.
Während den Angestellten verboten wurde,
ihre Firmenanteile zu veräussern, haben  die
leitenden  Manager ihre Aktien in den letzten
Monaten verkauft und  1,1 Milliarden $ Gewinn
eingestreift, davon  waren allein 101 Mio $  für
den Generaldirektor  Kenneth Lay.

Lizenz zum Rauben

Der  texanische Konzern Enron Corp. - mit welt-
weit 22.000 Angestellten und 881 Filialen in Steuer-

paradiesen –  ist einer der Hauptakteure der kalifor-

nischen Energiekrise.  Anfang 2000 verbuchte die
Firma Einnahmen in der Höhe von 100,8 Mrd Dollar.
2001 musste Enron zugeben, dass der Gewinn in
den vergangenen Jahren  zu hoch angegeben wor-
den war und der Großteil der Schulden nicht in der
Bilanz ausgewiesen war.
Vor etwas mehr als 20 Jahren entstanden durch die
Fusion zweier Gasunternehmen, stieg die „Wunder-
firma“ im Zeitraffertempo zum siebentgrößten Unter-
nehmen der USA auf. Ihr Geheimnis  war die Anwen-
dung neuester Techniken aus der Welt der
Finanzjongleure auf dem gerade deregulierten Ener-
giemarkt: Einkauf von Strom und Gas - gleich oder
später. Kaufen und verkaufen. Absicherung gegen
Preisschwankungen und sogar gegen schlechtes
Wetter werden im Paket angeboten. Die Umsätze von
Enrons Internet Handelsplattform betrugen 3 Mio
Dollar pro Tag.
Enrons hauseigener Pensionsfonds bestand zu
mehr als 50% aus Anteilen des Unternehmens. Die-
se sind jetzt nichts mehr wert. Umgerechnet etwa eine
Milliarde Euro an Pensionsersparnissen haben sich
in Nichts aufgelöst.
Nach der Mitfinanzierung des Bush-Wahlkamp-
fes sollen rund 75 der 100 US-Senatoren  und rund
die Hälfte der 435 Abgeordneten des Repräsentan-
tenhauses Zuwendungen von Enron erhalten ha-
ben. Sie haben sich dafür mit den entsprechenden
Gesetzen revanchiert.So wurden z.B. bei einem Ge-
setz, das den Handel mit Rohstoff-Termingeschäf-
ten regeln sollte, jene Energiederivate ausgespart,
mit denen Enron zuletzt etwa 90% seines Gewinns
machte. Zehn Kongressausschüsse, das Justizmi-
nisterium und die Börsenaufsicht  sind damit befasst,
die Beziehungen zwischen dem Unternehmen und
dem politischen Establishment aufzuklären und den
Einfluss Enrons auf die Regierung.
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„Enron ist jetzt der Arro-

ganz und dem Mangel an

Transparenz angeklagt,

aber die Menschen von

Dabhol haben erfahren

müssen, dass Enron vor

allem während  vieler Jah-

re Menschenrechtsverlet-

zungen in Indien mitverschuldet hat..“
Arvind Ganesan, Direktor , Business and Hu-

man Rights Program at Human Rights Watch

„Die amerikanische Firma EN-

RON wollte in Indien ein Kraft-

werk bauen. ENRON hatte die

gesamte US-Administration im

Rücken, einschließlich des

Präsidenten. ENRON unter-

zeichnete einen merkwürdi-

gen, einseitigen Vertrag, mög-

lich durch die Zahlung enormer

Geldsummen an Politiker. Heute ist die Elek-

trizität, die ENRON anbietet, so teuer, daß sie

sich niemand leisten kann. Aber obwohl nie-

mand den Strom kauft, ist die Regierung per

Vertrag verpflichtet, ENRON einen Betrag zu

bezahlen, der  60 Prozent des indischen Bud-

gets für landwirtschaftliche Entwicklung ent-

spricht. Die Menschen protestieren seit Jah-

ren dagegen. Niemand nimmt Notiz davon. So

nimmt man einer Gesellschaft schleichend ihre

Würde, ihre Infrastruktur, ihre Produktivität,

ihre Initiativfreudigkeit.“

Suzanna Arundhati Roy, indische Schriftstellerin

„Die Energiekrise war ein Betrug, ermöglicht
durch die Deregulierung, um dem Staat Mil-
liarden Dollar herauszupressen.
Energiehändler haben die Deregulierung for-
ciert, weil sie wussten, das sie ihnen ermög-
lichen würde, zu plündern.“
Aus einem Bericht von Doug Seller  und
Harvey  Rosenfield, Wirtschaftsfachleute
der kalifornischen „Foundation for
Taxpayer and Consumer Rights“

„Das kalifornische Blackout ist ganz ein-
fach ein Fall von Amok laufender Gier, vor-
hersehbar und geplant.“
„Der große Gewinner dieser Ungeheuer-
lichkeit ist Enron – der größte Unterstüt-
zer der Karriere George W. Bush – und
andere Energie-Firmen, die den Markt er-
stickt haben.“
„Deregulierung ist eine Lüge, es ist die
ganz gewöhnliche Übergabe der Regulie-
rung von demokratischen Regierungsbe-
hörden an einen nicht gewählten Kreis von
Marktmanipulatoren.“
Gregory Palast, Gründer der Public
 Utilities Reform Group/Großbritannien

Vor kurzem noch Liebling  der Wallstreet,
jetzt größter Firmenkonkurs
der amerikanischen Geschichte ...

Arme werden noch Jahrzehnte lang für das in ihren

Namen geschaffene Wohl von Konzernen zahlen,

ohne den erschwinglichen und verlässlichen Strom

zu bekommen, der ihnen als Gegenleistung zuge-

sagt wurde. Zufolge der Weltbank, die gemeinsam

mit dem internationalen Währungsfonds an der Or-

ganisation des skandalösen Nepps im Energiesek-

tor beteiligt war, haben 76 Länder, vor allem in Asien,

Lateinamerika, Mittel- und Osteuropa und Afrika,

durch Transaktionen Teile der Stromversorgungs-

industrie mit einem Gesamtwert von 187 Mrd.

US Dollar privatisiert.

In den neunziger Jahren haben einige  Energieunternehmen die globale Herr-
schaft der Stromversorgungsindustrie übernommen. Es war aber kein
„Triumph des freien Marktes“ und „dynamisches Unternehmertum“:
Es geschah durch systematische und massive öffentliche Subventionen.
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Großbritannien
In Großbritannien  ging die vollständige Priva-

tisierung der Wasserbetriebe einher mit mas-

sivem Abbau von Arbeitsplätzen und mit eben-

so massiven Lohnzuwächsen bei den Direk-

toren. Die Preise fürs Wasser stiegen und der

Service wurde schlechter.

Eine durchschnittliche Wasserrechnung pro

Haushalt ist seit 1989 von 165  auf 239 Pfund-

gestiegen. Im Süden Englands stiegen die Ko-

sten gar um 75% von 191 auf 335 Pfund.

Durchschnittlich zahlt heute jeder Haushalt

45% mehr als vor der Privatisierung. Wasser

ist für manche Leute in Großbritannien zum

„Luxusartikel“ geworden.

Die englischen Aufsichtsbehörden haben

Preissenkungen angeordnet, nachdem die pri-

vaten Wasserfirmen in den letzten Jahren all-

zu forsch zugelangt haben.

Ware Wasser

Die großen Energiefirmen drängen auf den „Wassermarkt“. Anders als
bei Telefon und Strom werden die Kunden beim Wasser nicht unter ver-
schiedenen Firmen auswählen können. Es wird kein zweites Leitungs-
netz verlegt oder gar „fremdes“ Wasser durch bestehende Netze gelei-
tet werden. Die Monopolstellung ist perfekt.

Wegen enormer Preiserhöhungen bestreiken Lorraine

Finlay (82) und Clara Preston (79) von der Water

Pressure Group aus Sandringham (Neuseeland)

„Metrowater“, Tochterfirma von Vivendi und SUEZ

Experten befürchten, dass bereits erzielte Er-

folge auf dem Weg zu einer nachhaltigen Was-

serwirtschaft wieder in Gefahr geraten: Der

mit einer Liberalisierung verbundene Preis-

und Kostendruck lasse Grundsätze der Was-

serversorgung obsolet werden. Letztlich sei-

en eine schlechtere Trinkwasserqualität und

vermehrte hygienische Risiken zu erwarten.

Berlin
Viele erhoffen sich von einer Liberalisierung

eine Preissenkung. Das Beispiel der Berliner

Wasserbetriebe gibt diesbezüglich zu denken:

Sie wurden 1999 teilprivatisiert, 49,9% des mit

3,7 Millionen Kunden größten Wasserversor-

gers Europas, gingen für 3,3 Milliarden Mark

an ein Konsortium aus dem französischen

Wasser-Multi Vivendi, dem deutschen

Energiegiganten RWE und der Allianz.  Die

neuen Betreiber haben vertraglich zugesi-

chert, in den nächsten zehn Jahren 5 Mrd Mark

in die Wasserversorgung zu stecken. „Fak-

tisch kommt es aber zu einer Investitions-

kürzung, denn seit Mitte der 90er-Jahre wur-

den jährlich mehr als eine Milliarde in die Er-

haltung der Infrastruktur investiert“, sagt Ste-

phan Natz, Pressesprecher der Berliner
Wasserwerke. Möglich also, dass die

Wasserpreise ab 2004 weiter steigen. Bis

dahin sind sie gemäß Verkaufsvertrag einge-

froren.

Niederlande
Die niederländische Regierung hat die

Wasserprivatisierung untersagt. Die öffentli-

che Meinung war umgeschlagen, als Trink-

wasser mit Legionellen verseucht war.
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„Wasser ist keine Ware. Wasser
ist ein Menschenrecht, kein Be-
dürfnis. Diese kostbare Flüssig-
keit  kann nicht als ein Wirt-
schaftsgut angesehen werden.
Es ist eine einmalige Ressource,
einzigartig und nicht ersetzbar.
Genau das was man ein Gemein-
gut nennt, ein Basis-Gemeingut
der ganzen menschlichen Ge-
meinschaft.“

„Multinationale Firmen wie Nest-
lé und Coca-Cola machen Ge-
schäfte und verkaufen Trinkwas-
ser in Flaschen in Indien oder in
Pakistan, in den Ländern, in de-
nen oft großer Mangel herrscht.
Dabei gibt es eigentlich genü-
gend Wasser, um alle zu versor-
gen. Der Mangel ist nicht nur auf
das Bevölkerungswachstum zu-
rückzuführen, sondern vor allem
auf die Verschwendung und Ver-
schmutzung der lebenswichtigen
Ressource.“

„Ich schlage einen „Weltvertrag“
vor – für eine solidarische und
dauerhafte Nutzung des Was-
sers.“

Ricardo Petrella, Politikwissen-
schaftler und Ökonom, Präsident
der European University on Envi-
ronment. Autor des Manifestes
„Das Wasser gehört nicht den Mul-
tinationalen, aber allen Erdbe-
wohnern“.

«Die Rentabilität im Bereich
Wasser ist Ausdruck eines
erfreulichen Volumenwachs-
tums sowie von Kostenein-
sparungen.»   Nestlé-Konzern

Während einer Sitzung des Weltwasser-
forums brachte ein Teilnehmer aus Manila
eine Trinkwasserprobe der philppinischen

Hauptstadt mit: Das gelb-braune Wasser in der

kleinen Flasche brachte den Verkaufsdirektor

des französischen Konzerns Suez in Verlegen-

heit, der gerade über das „erfolgreiche Mani-

la-Projekt“ seiner Firma referierte.

Jahre nach der Privatisierung  der Wasserversor-

gung der 10-Millionenstadt sei nichts besser ge-

worden. Auch heute noch sei „der Wasserhandel

geprägt von Korruption und Ineffizienz“ schreibt

das Philippine Center for Investigative
Journalism „die größten Wasserdiebe sind

Großkonzerne wie Coca Cola oder Unilever,
die in Manila riesige Wassermengen illegalerweise

abzweigen“.

„Vivendi

besitzt das

Wasser,

wann wird

die Luft

privatisiert?“

Wasserrohre in Manila

WASSER-
UMSCHLAGPLATZ
MANILA

Die philippinische Gewerkschaft COURAGE
berichtet von massiven Preiserhöhungen und

von Massenentlassungen als Folgen der Pri-

vatisierung.

Die Wasserlizenzen für Manila teilen sich die phil-

ippinischen Firmen Ayala Corp. und Ben-
press Holding, die britische United Utili-
ties, der US-Bau-Konzern Bechtel und die

französische Suez. Neuerdings ist auch  der

französische Multi Vivendi in einigen Stadttei-

len vertreten, Vivendi und Suez teilen sich

zusammen 35% des Weltmarktes.
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Bereits in 120 Ländern in den Bereichen

Energie, Abfallentsorgung, Kommunikation

und Wasser aktiv, hat die Suez erst kürzlich

um 4,1 Mrd  US$ die Nalco Chemicals
erworben, Marktführerin in der Wasserauf-

bereitung in den USA. Der Multi hat quasi

ein Monopol in der belgischen Energiever-

sorgung,  verkauft  weltweit an 100 Mio Men-

schen Trinkwasser, betreibt tausende Klär-

anlagen und hat zahlreiche Städte unter Ver-

trag:  Unter anderen Manila, Budapest,
Casablanca, Jakarta, Saigon, La
Paz, Indianapolis, Ho-Chi-Minh-
Stadt, Rostock, Antalya – und seit

2001Johannesburg. Auch der Auto-

nomiestreifen Gaza/Palästina ist Um-

satzgebiet.

Der  „Global Player“ or-

ganisiert sich als so

genannter „Multi-Utility-

Konzern“ auch in der

Telekommunikations-

branche. Abwasser-

kanäle bieten sich an,

Telefon- und Daten-

kabel darin zu verle-

gen. Suez ist bereits

am Sender Paris Pre-

miere und am Satel-

litenprogramm TPS

beteiligt.

Durstiger Multi

SUEZ

„Wenn die Margen im Kern-
geschäft Strom sinken, muss
man sich neue Geschäftsfelder
suchen.  Für ein renommiertes
Multi-Utility-Unternehmen ist
das Geschäftsfeld Wasser unum-
gänglich.“
Oswin Kois, Chef des steiri-
schen Stromkonzerns Steweag

„Wir sind eine Wassergesell-
schaft mit Weltambition“ sagt
Marc Fornacciari, Europa-Direk-
tor von Suez Lyonnaise des
Eaux. Die Franzosen sind mit
rund 100 Millionen Kunden schon
jetzt der weltgrößte Wasser-
versorger. Für seine weitere Ex-
pansion in Richtung Osteuropa
hat sich der 430-Milliarden-Schil-
ling-Konzern einen österreichi-
schen Partner angelacht – die
steirische Steweag.
WirtschaftsBlatt, 26.05.2000

Die französische Suez, einer der weltgrößten Wasserkonzerne,
ist schon seit längerer Zeit an der Grazer Wasserversorgung
höchst interessiert.

Protest  in Johannesburg

Erstes gemeinsames Projekt der

Suez und der Steweag : Eine 400

Mio Schilling teure Großkläranlage

in Maribor,  Projekt-Partner  ist die

Ölfirma Petrol.
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Zurück an
die Quellen ...

Potsdam
Im Juli 2000 hat die Stadt den Vertrag

mit Eurawasser, eine Tochtergesell-

schaft der Suez, gelöst und die bereits

privatisierten Anteile am Wasserwerk

für 8 Millionen Mark zurückgekauft, weil

der Wasserpreis von  7,80 DM auf

16,40 DM  im  Jahre  2017 gestiegen

 wäre.

Grenoble/Frankreich
Der Stadtrat  hat  die Wasserversorgung

wieder unter kommunale Regie  gestellt.

Elf Jahre zuvor war sie privatisiert wor-

den. Den Zuschlag hatte damals dieSuez

erhalten. Die Praktiken, die zu dieser Ent-

scheidung geführt hatten, waren nicht so

sauber gewesen, wie das Wasser, um

dessen qualitätsgerechte Lieferung es

dabei ging: 1996 wurde Alain Carignon,

der während des Privatisierungsver-

fahrens Bürgermeister der Stadt war,

wegen Korruption gerichtlich verurteilt.

Er hatte im Gegenzug für den Verkauf

der  Wasserbetriebe an Suez vom

Konzern Gelder für seine Wahlkam-

pagne erhalten.

Im März 2000 war es schließlich so

weit: Grenobles Bürgervertreter votier-

ten mehrheitlich für die Rücknahme

ihrer Wasserversorgung in die öffentli-

che Hand.

„Unser Konzept ist abhängig
von einer bestimmten

 Einwohnerzahl.
Graz ist groß genug, dass wir

verdienen können.“

„Wir wollen unser
 Konzept  in Graz
gut verwirklichen.
   Wenn  Wien dann
   aber  Interesse
zeigt,  ist es uns
natürlich  recht.“

„Die Steiermark hat außerdem
bei der Energie-Holding Estag
(mit Einstieg des franz. Strom-

riesen EdF) bewiesen, dass

man europäisch denkt.“

„Süßwasser ist das Öl des
21. Jahrhunderts.
Seine Menge ist begrenzt,
aber die Nachfrage steigt.“
Gérard Mestrallet,
Vorstandschef der SUEZ

Suez-Direktor Christian Chefdeville,
Kleine Zeitung 30.12.1998 :

Die Schweizer Privatbank Pictet hat
jetzt den ersten Wasserfonds angelegt.
Die Aktien der darin enthaltenen Groß-
konzerne Vivendi und Suez sind in den
letzten Jahren um 99 bzw. 148 Prozent
gestiegen.
Wirtschaftsblatt--online/ 25.01.2000
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Bolivien – „Guerra del aqua“
In der  bolivianischen Region Cochabamba
sollte das Wasser privatisiert werden. Das

hätte für die Menschen im Urwald bedeutet,

dass zum ersten Mal das Quellwasser, das

sie teilweise kilometerweit schleppen müs-

sen, Geld gekostet hätte,

„Im Frühjahr 2000 hatte die drittgrößte boli-

vianische Stadt Cochabamba auf Druck

der Weltbank die Wasserversorgung einem

internationalen Konsortium übertragen. Das

Unternehmen erhöhte die Wasserpreise dra-

stisch: Vor allem arme Familien zahlten plötz-

lich bis zu einem Drittel ihres Einkommens

für Trinkwasser – mehr als für Nahrungsmit-

tel. Die wütenden Protete der Wasserkunden

gipfelten in tagelangen Sraßenschlachten mit

der Polizei, bei denen acht Menschen star-

ben. Zuletzt beugte sich die Stadt dem Druck

und widerrief den Privatisierungsvertrag.“

TAZ 07.02.02

Wasser-Privatisierung bedeutet, dass ein Konzern das Wasser einer
Region kauft. Komplett. Das Grundwasser, das Quellwasser, das Flußwas-
ser (in einigen Regionen), eben auch das Regenwasser. Diese Erfahrung
mussten die Menschen in Groß-Britannien seit 1987 machen, seit zwei
Jahren wird sie überall auf der Welt gemacht.                  Indymedia Germany

Südafrika

„McDonald´s, Telefonica,
aber kein Wasser“
Grafitti an der  übergroßen
Christusstatue über
Cochabamba

„Wasserkrieg“ in

Cochabamba

Südafrika
In Durban sind seit Anfang 2000, nach-

dem das Wasser privatisiert wurde, 2000

Menschen an Cholera und Typhus gestor-

ben, weil sie von der Wasserversorgung

abgeschnitten wurden und das Wasser aus

öffentlichen Toiletten trinken mußten.
Indymedia Germany

Pakistan
„Anfang 1997 entschloss sich Nestlé zu ei-

nem kühnen Sprung ins Trinkwasser-

geschäft“(...) „Und im Dezember 1998 führte

Nestlé in Pakistan das Produkt unter der

Marke Nestlé Pure Life ein. Ein Jahr spä-

ter waren in Pakistan mehr als 15.000 Ver-

kaufsstellen eingerichtet. Angesichts dieses

Erfolges wurde Nestlé Pure Life inzwischen

in Brasilien und China auf den Markt gebracht.

Andere Schwellenländer werden in Zukunft

folgen.“
Aus der Nestlé-Publikation „Forschung und
Entwicklung an der Schwelle des 21.Jhdt“

Weisses Gold
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Mehr als 5 Mio Menschen, mei-
stens Kinder, sterben jährlich an
Krankheiten, deren Verursacher
verschmutztes Wasser ist.

In Großbritannien ist nach der
Privatisierung die Wasserqua-
lität bis zu 40% gesunken.
Die Wasserleitungen sind verrot-
tet und seit 20 Jahren nicht er-
neuert worden, so dass ca. 20%
des Trinkwassers versickern.

Das Auffangen von Regenwasser
ist in Wales strafbar.
Bauern müssen eine Steuer für
Regenwasser zahlen, das auf ihr
Land fällt. Deshalb mußten viele
in Konkurs gehen.

Jeder 5. Mensch lebt in China.
Dort wird deutlich mehr Wasser
verbraucht als zufließt.
Die Wasser-Versorgung in Pe-
king ist bereits so prekär, dass
an eine Verlegung der Haupt-
stadt nachgedacht wird.

In Indien müssen viele Haushal-
te ein Viertel ihres Einkommens
für Wasser ausgeben.

Weltweit wächst der Bedarf an Trinkwasser und Abwasser-
entsorgung. Laut UNO-Statistik haben 1,2 Milliarden Men-
schen kein sauberes Trinkwasser, 2,5 Milliarden Menschen
leben ohne Abwassersysteme.

In Lima/Peru  müssen  arme Ein-
wohnerInnen privaten Verkäufern
oft mehr als 3 Dollar pro Kubik-
meter Wasser zahlen, das oft
auch noch verseucht ist. Besser
gestellte BürgerInnen hingegen
zahlen 30 Cent für sauberes kom-
munales Wasser.

In der südirakischen Hafenstadt
Basra kostete 1991 aufgrund der
Knappheit ein Liter Trinkwasser
fünfzigmal so viel wie ein Liter
Benzin.

In Bangladesh sind  55 Mio Men-
schen durch arsenhaltiges Trink-
wasser bedroht. Durch besonde-
re geologische Verhältnisse ist
dort das Arsen in einer höchst gif-
tigen Konzentration undZusam-
mensetzung im Grundwasser vor-
handen.

Saudi-Arabien exportiert  Weizen
und benutzt zum Anbau nicht er-
neuerbare Wasserreserven, die in
höchstens fünfzig Jahren restlos
verbraucht sein werden.

Weltweit verbraucht die Industrie jährlich 1,5 Billionen Li-
ter sauberes Wasser und produziert 300 Mrd Liter zum über-
wiegenden Teil giftiges Abwasser.
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Wir haben ja vor etwas mehr alsWir haben ja vor etwas mehr alsWir haben ja vor etwas mehr alsWir haben ja vor etwas mehr alsWir haben ja vor etwas mehr als
zwei Jahren einen Bürgerentscheid in Sachezwei Jahren einen Bürgerentscheid in Sachezwei Jahren einen Bürgerentscheid in Sachezwei Jahren einen Bürgerentscheid in Sachezwei Jahren einen Bürgerentscheid in Sache
Privatsierung durchgeführt.Deutlich überPrivatsierung durchgeführt.Deutlich überPrivatsierung durchgeführt.Deutlich überPrivatsierung durchgeführt.Deutlich überPrivatsierung durchgeführt.Deutlich über

70% der Bürgerinnen und Bürger haben ge-70% der Bürgerinnen und Bürger haben ge-70% der Bürgerinnen und Bürger haben ge-70% der Bürgerinnen und Bürger haben ge-70% der Bürgerinnen und Bürger haben ge-
sagt: Wir wollen nicht,dass private Beteili-sagt: Wir wollen nicht,dass private Beteili-sagt: Wir wollen nicht,dass private Beteili-sagt: Wir wollen nicht,dass private Beteili-sagt: Wir wollen nicht,dass private Beteili-
gungen an den Stadtwerken stattfinden. Wirgungen an den Stadtwerken stattfinden. Wirgungen an den Stadtwerken stattfinden. Wirgungen an den Stadtwerken stattfinden. Wirgungen an den Stadtwerken stattfinden. Wir
wollen die Stadtwerke weiterhin zu 100 %wollen die Stadtwerke weiterhin zu 100 %wollen die Stadtwerke weiterhin zu 100 %wollen die Stadtwerke weiterhin zu 100 %wollen die Stadtwerke weiterhin zu 100 %

im Eigentum der Stadt halten.im Eigentum der Stadt halten.im Eigentum der Stadt halten.im Eigentum der Stadt halten.im Eigentum der Stadt halten.

Zum Teil sind in den grossenZum Teil sind in den grossenZum Teil sind in den grossenZum Teil sind in den grossenZum Teil sind in den grossen
Verkehrsverbünden bereits bisVerkehrsverbünden bereits bisVerkehrsverbünden bereits bisVerkehrsverbünden bereits bisVerkehrsverbünden bereits bis
zu 30 Prozent private Unter-zu 30 Prozent private Unter-zu 30 Prozent private Unter-zu 30 Prozent private Unter-zu 30 Prozent private Unter-
nehmen als Subunternehmennehmen als Subunternehmennehmen als Subunternehmennehmen als Subunternehmennehmen als Subunternehmen

tätig. Die grössten Beschwerdentätig. Die grössten Beschwerdentätig. Die grössten Beschwerdentätig. Die grössten Beschwerdentätig. Die grössten Beschwerden
und Klagen kommen insbesondereund Klagen kommen insbesondereund Klagen kommen insbesondereund Klagen kommen insbesondereund Klagen kommen insbesondere
über jene Busfahrer und Busse,über jene Busfahrer und Busse,über jene Busfahrer und Busse,über jene Busfahrer und Busse,über jene Busfahrer und Busse,
die nicht über diese notwendigedie nicht über diese notwendigedie nicht über diese notwendigedie nicht über diese notwendigedie nicht über diese notwendige
Ausbildung bzw.beim Bus selbstAusbildung bzw.beim Bus selbstAusbildung bzw.beim Bus selbstAusbildung bzw.beim Bus selbstAusbildung bzw.beim Bus selbst
nicht über diesen hohen Quali-nicht über diesen hohen Quali-nicht über diesen hohen Quali-nicht über diesen hohen Quali-nicht über diesen hohen Quali-
tätsstandard verfügen.Da kom-tätsstandard verfügen.Da kom-tätsstandard verfügen.Da kom-tätsstandard verfügen.Da kom-tätsstandard verfügen.Da kom-
men wirklich enorme Beschwer-men wirklich enorme Beschwer-men wirklich enorme Beschwer-men wirklich enorme Beschwer-men wirklich enorme Beschwer-

den herein.den herein.den herein.den herein.den herein.

Wir als Kommunen sind nichtWir als Kommunen sind nichtWir als Kommunen sind nichtWir als Kommunen sind nichtWir als Kommunen sind nicht
 zuletzt durch den Verfassungsauftrag zuletzt durch den Verfassungsauftrag zuletzt durch den Verfassungsauftrag zuletzt durch den Verfassungsauftrag zuletzt durch den Verfassungsauftrag
dazu verpflichtet, Daseinsvorsorge fürdazu verpflichtet, Daseinsvorsorge fürdazu verpflichtet, Daseinsvorsorge fürdazu verpflichtet, Daseinsvorsorge fürdazu verpflichtet, Daseinsvorsorge für
die Bürger zu treffen.Wir haben diesedie Bürger zu treffen.Wir haben diesedie Bürger zu treffen.Wir haben diesedie Bürger zu treffen.Wir haben diesedie Bürger zu treffen.Wir haben diese
Daseinsvorsorge bisher sichergestellt:Daseinsvorsorge bisher sichergestellt:Daseinsvorsorge bisher sichergestellt:Daseinsvorsorge bisher sichergestellt:Daseinsvorsorge bisher sichergestellt:
Wenn man nun alles dem Markt über-Wenn man nun alles dem Markt über-Wenn man nun alles dem Markt über-Wenn man nun alles dem Markt über-Wenn man nun alles dem Markt über-
lässt, werden die Kommunen nur nochlässt, werden die Kommunen nur nochlässt, werden die Kommunen nur nochlässt, werden die Kommunen nur nochlässt, werden die Kommunen nur noch
Ausfallbürgen sein und was müssen sieAusfallbürgen sein und was müssen sieAusfallbürgen sein und was müssen sieAusfallbürgen sein und was müssen sieAusfallbürgen sein und was müssen sie
dann für den Fall bereithalten, wenndann für den Fall bereithalten, wenndann für den Fall bereithalten, wenndann für den Fall bereithalten, wenndann für den Fall bereithalten, wenn

die private Versorgung zusammenbrichtdie private Versorgung zusammenbrichtdie private Versorgung zusammenbrichtdie private Versorgung zusammenbrichtdie private Versorgung zusammenbricht
oder sonst irgendwelche Notfälle ein-oder sonst irgendwelche Notfälle ein-oder sonst irgendwelche Notfälle ein-oder sonst irgendwelche Notfälle ein-oder sonst irgendwelche Notfälle ein-
treten? Ich glaube,die Städte solltentreten? Ich glaube,die Städte solltentreten? Ich glaube,die Städte solltentreten? Ich glaube,die Städte solltentreten? Ich glaube,die Städte sollten
schon auch in Zukunft mehr sein alsschon auch in Zukunft mehr sein alsschon auch in Zukunft mehr sein alsschon auch in Zukunft mehr sein alsschon auch in Zukunft mehr sein als

lediglich Ausfallbürgen. Sie sind näm-lediglich Ausfallbürgen. Sie sind näm-lediglich Ausfallbürgen. Sie sind näm-lediglich Ausfallbürgen. Sie sind näm-lediglich Ausfallbürgen. Sie sind näm-
lich für den Bürger selbst da.lich für den Bürger selbst da.lich für den Bürger selbst da.lich für den Bürger selbst da.lich für den Bürger selbst da.

Ich kann nur hoffen,dass die Bürger beim Wasser wachIch kann nur hoffen,dass die Bürger beim Wasser wachIch kann nur hoffen,dass die Bürger beim Wasser wachIch kann nur hoffen,dass die Bürger beim Wasser wachIch kann nur hoffen,dass die Bürger beim Wasser wach
und sensibel genug sind, damit das wertvollste Lebensmitund sensibel genug sind, damit das wertvollste Lebensmitund sensibel genug sind, damit das wertvollste Lebensmitund sensibel genug sind, damit das wertvollste Lebensmitund sensibel genug sind, damit das wertvollste Lebensmit

tel,das wir überhaupt haben, nicht auch noch sozusagen auftel,das wir überhaupt haben, nicht auch noch sozusagen auftel,das wir überhaupt haben, nicht auch noch sozusagen auftel,das wir überhaupt haben, nicht auch noch sozusagen auftel,das wir überhaupt haben, nicht auch noch sozusagen auf
den freien Markt kommt. Was über Generationen hinweg inden freien Markt kommt. Was über Generationen hinweg inden freien Markt kommt. Was über Generationen hinweg inden freien Markt kommt. Was über Generationen hinweg inden freien Markt kommt. Was über Generationen hinweg in
unseren Städten an Versorgungssystemen aufgebaut wordenunseren Städten an Versorgungssystemen aufgebaut wordenunseren Städten an Versorgungssystemen aufgebaut wordenunseren Städten an Versorgungssystemen aufgebaut wordenunseren Städten an Versorgungssystemen aufgebaut worden
ist,muss auch aufrecht erhalten bleibt. Güter,die über vieleist,muss auch aufrecht erhalten bleibt. Güter,die über vieleist,muss auch aufrecht erhalten bleibt. Güter,die über vieleist,muss auch aufrecht erhalten bleibt. Güter,die über vieleist,muss auch aufrecht erhalten bleibt. Güter,die über viele
Generationen hinweg in der bestmöglichen Weise geregeltGenerationen hinweg in der bestmöglichen Weise geregeltGenerationen hinweg in der bestmöglichen Weise geregeltGenerationen hinweg in der bestmöglichen Weise geregeltGenerationen hinweg in der bestmöglichen Weise geregelt
worden sind, dürfen nicht auch noch angetastet werden!worden sind, dürfen nicht auch noch angetastet werden!worden sind, dürfen nicht auch noch angetastet werden!worden sind, dürfen nicht auch noch angetastet werden!worden sind, dürfen nicht auch noch angetastet werden!

AUSVERKAUF DER
        STÄDTE?

Der “billige“ Strom, der ja bis heute  imDer “billige“ Strom, der ja bis heute  imDer “billige“ Strom, der ja bis heute  imDer “billige“ Strom, der ja bis heute  imDer “billige“ Strom, der ja bis heute  im
Hinblick auf den Atommüll noch keine wirk-Hinblick auf den Atommüll noch keine wirk-Hinblick auf den Atommüll noch keine wirk-Hinblick auf den Atommüll noch keine wirk-Hinblick auf den Atommüll noch keine wirk-
liche Entsorgung der Kernkraftwerke kennt,liche Entsorgung der Kernkraftwerke kennt,liche Entsorgung der Kernkraftwerke kennt,liche Entsorgung der Kernkraftwerke kennt,liche Entsorgung der Kernkraftwerke kennt,

wird wirklich auf den Markt gebracht und dortwird wirklich auf den Markt gebracht und dortwird wirklich auf den Markt gebracht und dortwird wirklich auf den Markt gebracht und dortwird wirklich auf den Markt gebracht und dort
verramscht. Viele können in diesem Wettbe-verramscht. Viele können in diesem Wettbe-verramscht. Viele können in diesem Wettbe-verramscht. Viele können in diesem Wettbe-verramscht. Viele können in diesem Wettbe-
werb nun mit Dumpingpreisen aufwarten: Daswerb nun mit Dumpingpreisen aufwarten: Daswerb nun mit Dumpingpreisen aufwarten: Daswerb nun mit Dumpingpreisen aufwarten: Daswerb nun mit Dumpingpreisen aufwarten: Das
bringt die Verantwortlichkeit, flächendeckendbringt die Verantwortlichkeit, flächendeckendbringt die Verantwortlichkeit, flächendeckendbringt die Verantwortlichkeit, flächendeckendbringt die Verantwortlichkeit, flächendeckend

zu arbeiten, so wie  es in der Verfassungzu arbeiten, so wie  es in der Verfassungzu arbeiten, so wie  es in der Verfassungzu arbeiten, so wie  es in der Verfassungzu arbeiten, so wie  es in der Verfassung
festgeschrieben ist, arg in Gefahr. Das Regu-festgeschrieben ist, arg in Gefahr. Das Regu-festgeschrieben ist, arg in Gefahr. Das Regu-festgeschrieben ist, arg in Gefahr. Das Regu-festgeschrieben ist, arg in Gefahr. Das Regu-

lativ wäre die kommunale Wirtschaft.lativ wäre die kommunale Wirtschaft.lativ wäre die kommunale Wirtschaft.lativ wäre die kommunale Wirtschaft.lativ wäre die kommunale Wirtschaft.

In Zukunft wird esIn Zukunft wird esIn Zukunft wird esIn Zukunft wird esIn Zukunft wird es
in Deutschland nur nochin Deutschland nur nochin Deutschland nur nochin Deutschland nur nochin Deutschland nur noch
fünf grosse Verkehrs-fünf grosse Verkehrs-fünf grosse Verkehrs-fünf grosse Verkehrs-fünf grosse Verkehrs-
Unternehmen geben. EsUnternehmen geben. EsUnternehmen geben. EsUnternehmen geben. EsUnternehmen geben. Es
geht schnell wieder ansgeht schnell wieder ansgeht schnell wieder ansgeht schnell wieder ansgeht schnell wieder ans

Umsatteln auf denUmsatteln auf denUmsatteln auf denUmsatteln auf denUmsatteln auf den
Individualverkehr,wennIndividualverkehr,wennIndividualverkehr,wennIndividualverkehr,wennIndividualverkehr,wenn
der Bus nicht genügendder Bus nicht genügendder Bus nicht genügendder Bus nicht genügendder Bus nicht genügend
attraktiv ist. Genau daattraktiv ist. Genau daattraktiv ist. Genau daattraktiv ist. Genau daattraktiv ist. Genau da
setzen ja nun auch diesetzen ja nun auch diesetzen ja nun auch diesetzen ja nun auch diesetzen ja nun auch die

Ökosteuer und die finan-Ökosteuer und die finan-Ökosteuer und die finan-Ökosteuer und die finan-Ökosteuer und die finan-
ziellen Belastungen beimziellen Belastungen beimziellen Belastungen beimziellen Belastungen beimziellen Belastungen beim
Individualverkehr an.Individualverkehr an.Individualverkehr an.Individualverkehr an.Individualverkehr an.
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Bei der Stadt MünchenBei der Stadt MünchenBei der Stadt MünchenBei der Stadt MünchenBei der Stadt München
 verdient ein Busfahrer mit den verdient ein Busfahrer mit den verdient ein Busfahrer mit den verdient ein Busfahrer mit den verdient ein Busfahrer mit den
Zulagen 5500 Mark.Wenn erZulagen 5500 Mark.Wenn erZulagen 5500 Mark.Wenn erZulagen 5500 Mark.Wenn erZulagen 5500 Mark.Wenn er

für einen privaten Unternehmerfür einen privaten Unternehmerfür einen privaten Unternehmerfür einen privaten Unternehmerfür einen privaten Unternehmer
im Auftrag der Stadtwerkeim Auftrag der Stadtwerkeim Auftrag der Stadtwerkeim Auftrag der Stadtwerkeim Auftrag der Stadtwerke

fährt, dann verdient er 4400fährt, dann verdient er 4400fährt, dann verdient er 4400fährt, dann verdient er 4400fährt, dann verdient er 4400
Mark. Wenn er tariflich be-Mark. Wenn er tariflich be-Mark. Wenn er tariflich be-Mark. Wenn er tariflich be-Mark. Wenn er tariflich be-
zahlt außerhalb des Münchnerzahlt außerhalb des Münchnerzahlt außerhalb des Münchnerzahlt außerhalb des Münchnerzahlt außerhalb des Münchner
Stadtgebiets für irgendeinenStadtgebiets für irgendeinenStadtgebiets für irgendeinenStadtgebiets für irgendeinenStadtgebiets für irgendeinen
privaten Unternehmer fährt,privaten Unternehmer fährt,privaten Unternehmer fährt,privaten Unternehmer fährt,privaten Unternehmer fährt,

dann verdient er 3300 Mark —dann verdient er 3300 Mark —dann verdient er 3300 Mark —dann verdient er 3300 Mark —dann verdient er 3300 Mark —
im Regensburger Raum geht dasim Regensburger Raum geht dasim Regensburger Raum geht dasim Regensburger Raum geht dasim Regensburger Raum geht das

bis 3000 Mark herunter.bis 3000 Mark herunter.bis 3000 Mark herunter.bis 3000 Mark herunter.bis 3000 Mark herunter.

Ich sage auch ganz offen, dass wirIch sage auch ganz offen, dass wirIch sage auch ganz offen, dass wirIch sage auch ganz offen, dass wirIch sage auch ganz offen, dass wir
hier das Geld nicht verschwendet oderhier das Geld nicht verschwendet oderhier das Geld nicht verschwendet oderhier das Geld nicht verschwendet oderhier das Geld nicht verschwendet oder

verprasst haben, wenn wir die Busfahrer gut-verprasst haben, wenn wir die Busfahrer gut-verprasst haben, wenn wir die Busfahrer gut-verprasst haben, wenn wir die Busfahrer gut-verprasst haben, wenn wir die Busfahrer gut-
bezahlt haben. Stattdessen haben wir sicher-bezahlt haben. Stattdessen haben wir sicher-bezahlt haben. Stattdessen haben wir sicher-bezahlt haben. Stattdessen haben wir sicher-bezahlt haben. Stattdessen haben wir sicher-
gestellt, dass sie ihre Ruhezeiten am Abendgestellt, dass sie ihre Ruhezeiten am Abendgestellt, dass sie ihre Ruhezeiten am Abendgestellt, dass sie ihre Ruhezeiten am Abendgestellt, dass sie ihre Ruhezeiten am Abend
auch wirklich einhalten und nicht “Münchenauch wirklich einhalten und nicht “Münchenauch wirklich einhalten und nicht “Münchenauch wirklich einhalten und nicht “Münchenauch wirklich einhalten und nicht “München
bei Nacht“-Touren fahren müssen,um über-bei Nacht“-Touren fahren müssen,um über-bei Nacht“-Touren fahren müssen,um über-bei Nacht“-Touren fahren müssen,um über-bei Nacht“-Touren fahren müssen,um über-

haupt ihre Miete bezahlen zu können.haupt ihre Miete bezahlen zu können.haupt ihre Miete bezahlen zu können.haupt ihre Miete bezahlen zu können.haupt ihre Miete bezahlen zu können.

Unsere städtischenUnsere städtischenUnsere städtischenUnsere städtischenUnsere städtischen
 Busfahrer machen am Wo- Busfahrer machen am Wo- Busfahrer machen am Wo- Busfahrer machen am Wo- Busfahrer machen am Wo-

chenende auch wirklich Freizeitchenende auch wirklich Freizeitchenende auch wirklich Freizeitchenende auch wirklich Freizeitchenende auch wirklich Freizeit
und erholen sich. In den Feri-und erholen sich. In den Feri-und erholen sich. In den Feri-und erholen sich. In den Feri-und erholen sich. In den Feri-
en sind sie darüber hinaus auchen sind sie darüber hinaus auchen sind sie darüber hinaus auchen sind sie darüber hinaus auchen sind sie darüber hinaus auch
in der Lage, Ferien zu machenin der Lage, Ferien zu machenin der Lage, Ferien zu machenin der Lage, Ferien zu machenin der Lage, Ferien zu machen
und nicht für irgendwelcheund nicht für irgendwelcheund nicht für irgendwelcheund nicht für irgendwelcheund nicht für irgendwelche

Busunternehmen nach Spanien,Busunternehmen nach Spanien,Busunternehmen nach Spanien,Busunternehmen nach Spanien,Busunternehmen nach Spanien,
Griechenland oder in die TürkeiGriechenland oder in die TürkeiGriechenland oder in die TürkeiGriechenland oder in die TürkeiGriechenland oder in die Türkei
fahren zu müssen. Natürlichfahren zu müssen. Natürlichfahren zu müssen. Natürlichfahren zu müssen. Natürlichfahren zu müssen. Natürlich

wird es ein unlösbares Problemwird es ein unlösbares Problemwird es ein unlösbares Problemwird es ein unlösbares Problemwird es ein unlösbares Problem
für uns werden, wenn sich einfür uns werden, wenn sich einfür uns werden, wenn sich einfür uns werden, wenn sich einfür uns werden, wenn sich ein
Verkehrsunternehmen mit 5500Verkehrsunternehmen mit 5500Verkehrsunternehmen mit 5500Verkehrsunternehmen mit 5500Verkehrsunternehmen mit 5500
Mark Bruttolohn für einen Bus-Mark Bruttolohn für einen Bus-Mark Bruttolohn für einen Bus-Mark Bruttolohn für einen Bus-Mark Bruttolohn für einen Bus-

fahrer im unmittelbarenfahrer im unmittelbarenfahrer im unmittelbarenfahrer im unmittelbarenfahrer im unmittelbaren
Kostenwettbewerb befindet mitKostenwettbewerb befindet mitKostenwettbewerb befindet mitKostenwettbewerb befindet mitKostenwettbewerb befindet mit
einem privaten Konkurrenten,einem privaten Konkurrenten,einem privaten Konkurrenten,einem privaten Konkurrenten,einem privaten Konkurrenten,
der seinen Fahrern nur 3000der seinen Fahrern nur 3000der seinen Fahrern nur 3000der seinen Fahrern nur 3000der seinen Fahrern nur 3000
oder 3300 Mark bezahlt.oder 3300 Mark bezahlt.oder 3300 Mark bezahlt.oder 3300 Mark bezahlt.oder 3300 Mark bezahlt.

 Man hat ja vorausgesagt, dass von den Man hat ja vorausgesagt, dass von den Man hat ja vorausgesagt, dass von den Man hat ja vorausgesagt, dass von den Man hat ja vorausgesagt, dass von den
derzeit immer noch 900 kommunalen Unterneh-derzeit immer noch 900 kommunalen Unterneh-derzeit immer noch 900 kommunalen Unterneh-derzeit immer noch 900 kommunalen Unterneh-derzeit immer noch 900 kommunalen Unterneh-

men im gesamten Bundesgebiet nur noch 50men im gesamten Bundesgebiet nur noch 50men im gesamten Bundesgebiet nur noch 50men im gesamten Bundesgebiet nur noch 50men im gesamten Bundesgebiet nur noch 50
überleben werden. Heute zeigt sich aber doch,überleben werden. Heute zeigt sich aber doch,überleben werden. Heute zeigt sich aber doch,überleben werden. Heute zeigt sich aber doch,überleben werden. Heute zeigt sich aber doch,
dass sich kommunale Unternehmen durchaus be-dass sich kommunale Unternehmen durchaus be-dass sich kommunale Unternehmen durchaus be-dass sich kommunale Unternehmen durchaus be-dass sich kommunale Unternehmen durchaus be-
haupten können, wenn sie ihre Chancen in derhaupten können, wenn sie ihre Chancen in derhaupten können, wenn sie ihre Chancen in derhaupten können, wenn sie ihre Chancen in derhaupten können, wenn sie ihre Chancen in der

Zusammenarbeit  erkennen. Die Voraussetzung istZusammenarbeit  erkennen. Die Voraussetzung istZusammenarbeit  erkennen. Die Voraussetzung istZusammenarbeit  erkennen. Die Voraussetzung istZusammenarbeit  erkennen. Die Voraussetzung ist
freilich, dass sie die Nähe zu den Bürgernfreilich, dass sie die Nähe zu den Bürgernfreilich, dass sie die Nähe zu den Bürgernfreilich, dass sie die Nähe zu den Bürgernfreilich, dass sie die Nähe zu den Bürgern

aurecht erhalten bzw.herstellen können. Das istaurecht erhalten bzw.herstellen können. Das istaurecht erhalten bzw.herstellen können. Das istaurecht erhalten bzw.herstellen können. Das istaurecht erhalten bzw.herstellen können. Das ist
der eigentliche kommunale Auftrag: Man mussder eigentliche kommunale Auftrag: Man mussder eigentliche kommunale Auftrag: Man mussder eigentliche kommunale Auftrag: Man mussder eigentliche kommunale Auftrag: Man muss
den Bürgern deutlich machen,dass es dabei umden Bürgern deutlich machen,dass es dabei umden Bürgern deutlich machen,dass es dabei umden Bürgern deutlich machen,dass es dabei umden Bürgern deutlich machen,dass es dabei um

ihr Unternehmen geht.ihr Unternehmen geht.ihr Unternehmen geht.ihr Unternehmen geht.ihr Unternehmen geht.

Auschnitte aus einer Diskussion im Bayrischen
Rundfunk am 06.06.2000
Mit den Oberbürgermeistern  Christian Ude/München,
Peter Schnell/Ingolstadt, Dr. Peter Menacher/Augsburg,
Josef Deimer/Landshut,  und Dr. Siegfried Balleis/Erlangen

Vorläufig freuen sich unsere Bürger als Ver-Vorläufig freuen sich unsere Bürger als Ver-Vorläufig freuen sich unsere Bürger als Ver-Vorläufig freuen sich unsere Bürger als Ver-Vorläufig freuen sich unsere Bürger als Ver-
braucher natürlich darüber, dass sie niedrigebraucher natürlich darüber, dass sie niedrigebraucher natürlich darüber, dass sie niedrigebraucher natürlich darüber, dass sie niedrigebraucher natürlich darüber, dass sie niedrige
Strompreise haben. Wir sagen dazu, dass sieStrompreise haben. Wir sagen dazu, dass sieStrompreise haben. Wir sagen dazu, dass sieStrompreise haben. Wir sagen dazu, dass sieStrompreise haben. Wir sagen dazu, dass sie

diese niedrigen Strompreise schon früherdiese niedrigen Strompreise schon früherdiese niedrigen Strompreise schon früherdiese niedrigen Strompreise schon früherdiese niedrigen Strompreise schon früher
hätten haben können:wenn die großen Strom-hätten haben können:wenn die großen Strom-hätten haben können:wenn die großen Strom-hätten haben können:wenn die großen Strom-hätten haben können:wenn die großen Strom-
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Stadtwerke

Über ein Jahrhundert haben
Stadtwerke lebensnotwendige
Dienstleistungen erbracht.  Bis-
her umweltpolitischer Arm der
Gemeinden, sollen sie der neo-
liberalen Privatisierungswut
zum Opfer fallen und zu profit-
orientierten Tochterunterneh-
men multinationaler Energierie-
sen werden. Die Folgen sind ka-
tastrophal für Arbeitsplätze,
Einkommen und BürgerInnen.

Die „EU-Binnenmarktrichtlinie Strom“

sieht einen stufenweisen Übergang zur

völligen Liberalisierung des Strommarktes

bis 2006 vor. Während Frankreich, sich

mit dem Übergang mehr Zeit lässt, wur-

de der Markt in

Deutschland schlagar-

t ig l iberalisiert. Das

Tempo in Österreich

nimmt ständig zu.

Monopole
Billiger kommt es, mit Strom zu handeln,

als selber umweltfreundlich zu produzie-

ren. Wird dieser Prozess nicht gestoppt,

dann werden europaweit auf dem Ener-

giemarkt nur noch einige wenige Monopole

übrig bleiben.

Die Freude über den Billigstrom dürfte

nicht von langer Dauer sein, denn die we-

nigen Monopolhalter werden die Preise

wieder ansteigen lassen. Auf der Strecke

bleiben aber  schon  heute die Umwelt und

mehr als ein Drittel der Arbeitsplätze in die-

sem Bereich.

Verkehr
In vielen Fällen dienten über Jahrzehn-

te die Überschüsse etwa aus dem Ge-

schäft mit Strom und Gas zur Deckung

der Verluste im öffent-

lichen Nahverkehr mit

Bussen und Bahnen.

So konnte doch in vie-

len Städten eine gute

Verkehrsinfrastruktur

eingerichtet werden.

Damit kamen auch

Menschen ohne Auto

in den Genuß guter,

häufiger und schneller

Verkehrsverbindungen

– oftmals zu Sozialta-

rifen. Nun fallen nicht

nur die Gewinne aus dem Geschäft mit

Strom und Gas weg: Eine weitere EU-

Richtlinie schreibt vor, dass kommunale

Verkehrsbetriebe künftig mit privaten An-

bietern konkurrieren müssen und der bil-

ligste Anbieter den Zuschlag bekommen

soll.

Dumpingpreise
Billiganbieter mit ag-

gressiven Werbefeldzü-

gen drängen auf den

Markt. Im Überschuss

vorhandener französi-

scher Atomstrom soll

abgesetzt werden,

ebenso wie billigerer

russischer und ukrainischer Atomstrom –

zu Dumpingpreisen.

Viele der Stadtwerke, die unter dem Ein-

fluß der Kommunalpolitik alternative, um-

weltfreundliche und dezentrale Energie-

quellen aufgebaut hatten, kommen unter

die Räder.
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„Niemand nimmt wahr, dass
mit der Überantwortung der
Aufgaben der öffentlichen Da-
seinsvorsorge von den Kom-
munen auf die private Wirt-
schaft Kernbestandteile der
kommunalen Selbstverwal-
tung sukzessive wegfallen.
Deswegen stellt auch nie-
mand die Frage, welche Rolle
die Städte, welche Rolle die
kommunale Selbstverwaltung,
welche Rolle die örtliche De-
mokratie am Ende dieses Pro-
zesses zukünftig übernehmen
soll.“         Deutscher Städtetag

Dumpinglöhne
Private Busfirmen mit wesentlich schlech-

teren Löhnen dringen vor. Dumping mit

Wanderarbeitern aus allen möglichen Län-

dern (wie seit Jahren auf dem Bau prakti-

ziert) ist nun auch hier Realität. Bus-

fahrerInnen mit dem Tarif und den Sozial-

leistungen des öffentlichen Dienstes gehö-

ren bald der Vergangenheit an. In Hamburg

etwa bedeutet das für die Busfahrer jetzt

privater Busunternehmen  bis zu 600 Mark

Einkommensverlust im Monat.

Das gleiche „Spiel“ wiederholt sich bei Ab-

fallwirtschaft, der Wasserversorgung und

der Wasserentsorgung.

Viele Verlierer
Wie bei allen Privatisierungsprojekten gibt

es einige wenige Gewinner und viele Ver-

lierer. Während private Kapitalgruppen

nach neuen profitablen Anlagemöglichkei-

ten Ausschau halten, sind alle auf öffentli-

che Dienstleistungen angewiesenen Men-

schen,  sozial Schwache,  die Beschäftig-

ten des öffentlichen Dienstes und die Um-

welt die Leidtragenden dieser Entwicklung.

Politiker auf allen Ebenen klagen über die

schlimmen Zustände –  und lassen sich

bereitwillig vor den Karren der Privatisierer

und Liberalisierer spannen. Sie überlassen

es ihren Kommunalpolitikern auf der unte-

ren Ebene, die Drecksarbeit „dezentral“ und

„bürgernah“ vor Ort durchzuführen.

„Städte sind der Seismograph
und Brennpunkt gesellschaftli-
cher Entwicklungen und Moder-
nisierungsprozesse. Deswegen
müssen sie sich in den Wandel
aktiv einmischen.“
Dr. Articus, Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Städtetages

Daseinsvorsorge
oder
Shareholdervalue?
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Stadtwerke im Märkischen Kreis
rücken zusammen
Die Stadtwerke Altena, Werdohl, Mein-
erzhagen, Kierspe, Hemer, Pletten-
berg und Lüdenscheid haben als gleich-

berechtigte Partner die Energie-
handelsgesellschaft märkischer
Stadtwerke gegründet. Zusammen versor-

gen die sieben kommunalen Unternehmen

220.000 Kunden. Das neue Unternehmen,

das Anfang nächsten Jahres seine Aktivitä-

ten starten wird, wird seine Gesellschafter

beim Energieeinkauf und beim Vertrieb unter-

stützen.
Zeitung für Kommunal-Wirtschaft 15.12.00

Können Stadtwerke überleben?
Stadtwerke, die keine Eigener-
zeugung betreiben, haben es leich-
ter: Sie können sich langfristig
einen möglichst billigen Lieferan-
ten suchen, aber auch versuchen,
einen Mix von aktuellen Schnäpp-
chen zu ergattern. Wenn es allein
nach der Wirtschaftlichkeit ginge,
wäre dies sicher der einfachste
Weg.
Wenn Stadtwerke langfristig über-
leben wollen, könnte es  aber auch
der dümmste Weg sein ...

Nicht alle machen mit ...

Niedersachsen:
Stadtwerke kooperieren
Die niedersächsischen Stadtwerke Verden,

Buchholz , Buxtehude , Münster ,

Rotenburg, Winsen und Zeven koope-

rieren. Vorgesehen ist u.a. die Einführung ei-

nes gemeinsamen Datenverarbeitungs-

systems, Teile der Vertriebs- und Marketing-

aktivitäten sollen gebündelt werden. Der Ko-

operationsvertrag tritt zum 1. Januar 2001 in

Kraft, die beteiligten Unternehmen behalten

ihre Selbständigkeit.
Zeitung für Kommunalwirtschaft 18.12.00

Volksabstimmung vom 10.6.2001
Elektrizitäts-Neuordnung knapp verwor-

fen. Die Umwandlung der kantonalen Elek-

trizitätswerke EKZ in eine Aktiengesell-

schaft ist von den Zürcher Stimmberech-

tigten mit 51,4 Prozent Nein-Stimmen

knapp abgelehnt worden(...) Das EKZ
(...) und der Kanton Zürich wollen

nun andere Wege suchen, um dem libe-

ralisierten Strommarkt zu begegnen.
Neue Zürcher Zeitung

Zürich:

Protest in Leipzig
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„Ausgelöst durch die Tschernobyl-Katastrophe formier-

te sich 1986 in dem Schwarzwaldstädtchen mit 2.600

Einwohnern eine Bürgerinitiative gegen Atomkraft. Nach

langem politischen Kampf kaufte die Bürgerinitiative das

örtliche Stromnetz und übernahm zum 1. Juli 1997 die

Stromversorgung der Gemeinde. Der im April 1998 libe-

ralisierte Strommarkt schuf den EWS Expansions-

möglichkeiten über die Stadtgrenzen hinaus. Während

andere Stromversorger Millionenbeträge in Werbung

steckten, mussten die „Stromrebellen“ ihrem guten Na-

men  vertrauen.  Mit Erfolg: Zurzeit nehmen die EWS jede

Woche im Schnitt 80 neue Kunden aus ganz Deutsch-

land unter Vertrag. Entsprechend  wächst  der  Kraftwerks-

park. Mit fast 30 Watt Solarleistung pro Kopf gehört Schön-

au zu den führenden Solarstädten. Bundesweit haben

die EWS 250 Kilowatt Photovoltaik installiert, für noch-

mal die gleiche Leistung sind die Verträge schon unter-

zeichnet. Außerdem bieten die Schönauer Strom aus

Kraft-Wärme-Kopplung, Wasser-, Wind-und Biogas-

kraftwerke in ihrem Portfolio an“(...)             taz 25.8.2001

„Seit Mitte August 1999 bieten die Elek-
trizitätswerke Schönau nun auch eine

Vollstromversorgung für Haushalts- und

Gewerbekunden an: Watt Ihr Spart -
Sauberer Billigstrom für Haushalt und Ge-

werbe. Mit Watt Ihr Spart kann jeder

Stromkunde seinen Energieversorger

wechseln und sich in Zukunft durch die

Elektrizitätswerke Schönau mit

Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung und

Wasserkraft zu einem konkurrenzfähigen

Preis versorgen lassen. Im Strompreis ent-

halten ist schon der „Schönauer
Sonnencent”, der in neue umwelt-

freundliche Anlagen investiert wird. Auf

Wunsch des Kunden kann Watt Ihr
Spart und Watt Ihr Volt miteinander

kombiniert werden.“

www.ews-schoenau.de

Stromrebellen

Postkarte der Spendenkampagne

„Die Schönauer „Stromrebellen“
haben in diesen Tagen den 10.000.
Kunden außerhalb ihrer Gemeinde
unter Vertrag genommen - und da-
mit eine klassische Regel der Wirt-
schaft widerlegt.“           otaz 25.08.01

Die Elektrizitätswerke Schönau (EWS)
sollten am Markt keine Chance haben:  Ein viel zu

kleines Unternehmen, das kein Geld für Werbung

ausgibt.  Wider Erwarten sind die EWS auf dem libe-

ralisierten Strommarkt  äußerst erfolgreich: Innerhalb

von drei Jahren hat der Schwarzwälder Stromversor-

ger  –  wie kein anderer  Stromversorger in Deutsch-

land – seine Kundenzahl mehr als versiebenfacht . . .
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Zu den  einschlägigen  Phänomenen  gehören das

Sponsoring öffentlicher Bildungseinrichtungen,

Public Private Partnerships, die Einrich-

tung von Corporate Universities, zum Teil

in Form der Anlagerung an traditionellen Fakultä-

ten und auch das sich wandelnde Selbstverständ-

nis öffentlicher Bildungseinrichtungen in Dienst-
leistungs- oder Service-Unternehmen.
Für den öffentlichen Bildungssektor sind

Finanzierungsmodelle in Diskussion, wie sie schon

aus der beruflichen Weiterbildung bekannt sind:

Kostenpf l icht igkei t ,Gebühren,
Bildungsgutscheine etc.

Das Interesse der internationalen Finanzmärkte an

Privatunternehmen, die das Management von

Bildungsinstitutionen als Dienstleistung anbieten,

wächst. Die weltweit führenden Konzerne drängen

mit Ausbildungskonzepten, Unterrichtseinheiten

oder Lernmitteln auf den Markt.

Die bisherige staatlich-öffentliche Steuerung des

Bildungsbereiches , die Bundes- und Länderparla-

mente und -regierungen überlassen mehr und mehr

ihre Lenkungs- und Entwicklungskompetenzen an

Konzernstiftungen und an supranationale Organi-

sationen (OECD, IWF, WTO, EU)

Ware Bildung

„2000 Milliarden Dollar, ein Zwanzigstel des Welt-Bruttosozialprodukts:
Das ist eine realistische Schätzung der Höhe der weltweiten Bildungs-
ausgaben. Der private Sektor hat nur ungefähr ein Fünftel davon erobert.
Nun hat er einen Angriff auf diesen gigantischen Markt gestartet: Im Na-
men der Tugenden, mit denen er sich schmückt – Wirksamkeit, Innovation,
Kenntnis des Arbeitsmarktes.“            Cynthia Guttmann, Courier der UNESCO

Auf unserem Planeten ist die
Analphabetenrate  in den letz-
ten zehn Jahren von 20% auf
25% gestiegen.

„Das Recht auf Bildung darf nieman-
dem verwehrt werden. Der Staat hat
bei Ausübung der von ihm auf dem
Gebiete der Erziehung und des Unter-
richts übernommenen Aufgaben das
Recht der Eltern zu achten, die Erzie-
hung und den Unterricht entspre-
chend ihren eigenen religiösen und
weltanschaulichen Überzeugungen si-
cherzustellen.“
Zusatzprotokoll zur Menschenrechtskonvention

Artikel 2, Österreich ist dem Zusatzprotokoll zur

Menschenrechtskonvention 1958 beigetreten. Es

wurde 1964 zusammen mit der Menschenrechts-

konvention mit dem BGBl. 64/1964 in den

Verfassungsrang erhoben.
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Mike Cameron, 19,

aus Georgia/USA

flog aus der High-

school:

Er hatte ein Pepsi-
Cola-T-Shirt ge-

tragen  als an seiner

Schule ein Coca-
Cola-Tag begangen

wurde. Der Sponsor

der Schule: Die Coca-Cola-Company.

„Seit eh und je gilt: Wer die Mu-
sik bezahlt, bestimmt auch, was
gespielt wird. Unternehmen wer-
den sich an Schulen nur enga-
gieren, wenn sie vom erlernten
Know-how der Schüler und künf-
tigen Arbeitnehmer wieder pro-
fitieren können.“
Ingrid Lohmann,
Erziehungswissenschaftlerin/
Hamburg

Supermarkt Schule

„Es herrscht
Goldgräberstimmung ...“
(Gewerkschaft für Erziehung und
Wissenschaft/Deutschland)

„Die Schulzeit ist der ideale Zeit-
raum um Gewohnheiten zu be-
einflussen, langfristige Loyalitä-
ten zu schaffen, neue Produkte
einzuführen, Märkte zu testen,
Probe- und Musterverfahren zu
promoten und vor allem direkte
Verkäufe zu tätigen.“
Lifetime learning System Molnar

Der private US-amerikanische Fernsehkanal

Channel One stattet Schulen kostenlos mit

Fernsehern,Videorekordern und Satelliten-
schüsseln aus. Dafür verpflichten sich die

Schulen, während der Schulzeit  täglich den

Kindern ein 12- minütiges Programm zu zei-
gen, vorwiegend Sportberichte  und 2 Minu-

ten Werbung: Für  Kleidung, Süßigkeiten und

Aknemittel.

Aber auch in Europa drängt die Wirtschaft
immer weiter in die Schulen und Universitä-

ten, während sich gleichzeitig der Staat aus

der Bildung zurückzieht.

Unter anderen bietenTelekom, AOL, IBM,
Siemens und Intel, Geräte, Internetzugän-
ge, Software und Kurse an, in der berechtig-

ten Hoffnung, dass  die „KundInnen“ auch im

privaten Bereich bei „ihrer“ Firma bleiben. Da
die Schulen meist die Wartung der Geräte,

die Reparatur, Service und Aufrüstung sowie

die Software  nicht aus ihrem Budget bestrei-
ten können, geraten sie in Abhängigkeit von

den Sponsoren. Private Anbieter nehmen

nicht nur auf die Art der Ausstattung der Schu-
le Einfluss, sondern zunehmend auch auf die

Inhalte.

Auch Automobilkonzerne mischen mit:

Rolls-Royce sponsert eine Realschule in

Ludwigsfelde und eine in Rangsdorf, im
Bundesland Brandenburg. Zusätzlich zur

Geldspende werden Praktikumsplätze im

Konzern angeboten, Lehrer werden kosten-
los in Wirtschaftskunde und Englisch weiter-

gebildet.
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Ziel einer neoliberalen Bildungspolitik ist vor allem die Beseitigung des
freien Bildungszugangs und Anpassung der Forschung an die Bedürfnisse
der grossen Firmen. Mittel dazu sind  unter anderem die Bildung von Elite-
Universitäten mit enorm hohen Studiengeldern und die Einstellung „un-
rentabler“ Studienrichtungen.

Fatale Bildungs-Rezepte

„Die Bildungspolitik der australischen Regie-
rung basiert auf einer strikt neoliberalen
Wirtschaftsideologie, die einen „schlanken“
Staat mit möglichst wenigen Verpflichtungen
anstrebt, damit KapitaleignerInnen durch nied-
rige Steuern ein hoher Gewinn ermöglicht
wird. Bildung und Ausbildung wurde daher
weitgehend privatisiert und quasi von einer
öffentlichen Angelegenheit zu einer privaten
umdefiniert. (Das ist auch der Kern des derer-
zeitigen österreichischen Vollrechts-
entwurfs.)“
 „Die dort (in Australien) gemachten Erfahrun-
gen nehmen in vieler Hinsicht künftige Entwick-
lungen an den österreichischen Unis vorweg,
da das von der österreichischen Regierung
vorgeschlagene Modell der Universitätsreform
(Vollrechtsfähigkeit) in zahlreichen
Punkten eine  Kopie des australischen dar-
stellt. Dass man sich dabei von den australi-
schen VizerektorInnen beraten ließ, die letz-
tes Jahr in Österreich unterwegs waren und
ihr Modell in den höchsten Tönen gelobt ha-
ben, ist naheliegend, denn die Ähnlichkeiten
zwischen dem österreichischen Gesetzes-
entwurf und der australischen Gesetzes-
wirklichkeit gehen bis in kleine Details.“
„Nach allgemeiner Meinung ist die Voll-
rechtsfähigkeit ein völliger Misserfolg und die
Hauptursache für den Niedergang des  austra-
lischen Universitätssystems.“

In Australien gescheitert, in Österreich kopiert ...

Studiengebühren
In Australien betragen die Studiengebüh-

ren je nach Universität  und Studien-

richtung von 9.000 bis 15.000 Euro pro

Studienjahr.  Die Gesamtkosten eines

Studiums   betragen zwischen 75.000 und

150.000 Euro.

Über ein Studienkreditsystem kann alles

vorfinanziert werden, nach dem Studium

muß alles in Form erhöhter Steuern zu-

rückgezahlt werden.

Aufgrund der negativen Folgen dieses Sy-
stems findet in Australien derzeit eine massi-
ve öffentliche Diskussion über die Krise der
australischen Universitäten statt, die alle Me-
dien erfasst und auch zur Einsetzung einer
Parlamentskommission geführt hat.“
„Die Universitäten wurden teilweise privatisiert
und damit finanziell ausgehungert, da die Teil-
privatisierung der Regierung die Möglichkeit
gab, die Zuwendungen für die Universitäten
nach Belieben einzufrieren oder sogar zu sen-
ken.“
Ausschnitte aus dem Bericht: „Gescheiterte

Vollrechtsfähigkeit Live – Das australische

Beispiel“/Rudolf Muhr, Assistenzprofessor am
Institut für Germanistik an der Universität
Graz

Unis an die Börse?
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Forschen für Konzerne ...

„Im Vertragswerk über den Verkauf von

51% der Aktien der Stadtwerke Kiel
AG verpflichtet sich TXU nach den Vor-

gaben der Stadt einen Betrag von  fünf

Millionen Mark zur Förderung der Wissen-

schaft und Forschung sowie zur Schaf-

fung von Ausbildungskapazitäten zur Ver-

fügung stellen...“

„TXU wird zwei Jahre lang der Kieler Uni-

versität zehn Praktikumsplätze pro

Semester bei der Gesellschaft zur Verfü-

gung stellen.  Daneben wird das Unter-

nehmen pro Semester die Diplomarbei-

ten von zehn Studenten der Universität

betreuen sowie für die besten Diplomar-

beiten jährliche Preise im Gesamtbetrag

von 15.000 Mark ausloben. Außerdem ist

TXU bereit, die Einrichtung eines Lehr-

stuhls an einer Hochschule in Kiel
(zum Beispiel für Energiewirtschaft) für

einen Zeitraum von mindestens fünf Jah-

ren mit jährlich 500.000 Mark zu dotieren.“

Landeshauptstadt Kiel/Pressedienst

„Achttausend Dollar!  Acht-
tausend verdammte Dollars!
Das muß ich der Regierung zu-
rückzahlen um meine eigene
Sprache zu erlernen. Die Spra-
che, die sie meinen Eltern ge-
stohlen haben!“
Ein Maori Student, über das Studen-
ten-Kredit-System in Neuseeland.
Jährliche Studiengebühr: 8.000 $.

Wegen des heiligen Dienstes, den sie
gelobt haben ... darf es für sie nach ei-
nem Befehl des Oberen kein Zögern
geben, sondern sie erfüllen den Auftrag
sofort, als käme er von Gott. ... Daher
verlassen die Mönche sofort, was ih-
nen gerade wichtig ist, und geben den
Eigenwillen auf.

Vielmehr liegt die Entscheidung im
Ermessen des Abtes: Was er für heil-
samer hält, darin sollen ihm alle gehor-
chen ...

Keiner im Kloster darf dem Willen sei-
nes eigenen Herzens folgen.

Die
Regeln
des
Heiligen
Benedikt
(6.Jhdt.)

Diese Regel empfiehlt der österreichische
Experte Gerhard Reber für die neue Führungs-
struktur der Universitäten .

Eiserne Disziplin ...
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„Wertvolle“ Gesundheit

Der Zugang zu Ge-

sundheit ist ein Men-

schenrecht. Die weitge-

hende Liberalisierung

und Privatisierung aber

gefährdet gerade die

öffentlichen Gesund-

heitssysteme, die die-

ses Menschenrecht

schützen, weil sie auf

dem Solidaritäts-Prinzip beruhen und

nicht nach Gewinn-Interessen ausgerich-

tet sind.

1999 starben weltweit 40 Millionen Men-

schen an Krankheiten, die längst geheilt

werden können – die meisten davon in den

Ländern  Afrikas, Asiens  und  Lateiname-

rikas. Sie starben, weil solidarische Ge-

sundheitssysteme fehlen und die profit-

orientierte private Gesundheitsindustrie an

ihrer Versorgung kaum verdienen kann

Auch in den Industriestaaten fordern Phar-

maindustrie, Politik und Medien die

Privatisierung der Gesundheitssysteme.

„Wir haben gerade eine alte Dame aufge-

nommen mit einem Schenkelbruch. Weil

das keine Operation verlangt, hat die Pa-

tientin die Privat-Klinik nicht interessiert

und wurde zu uns geschickt. Von den pri-

vaten Spitälern ausgeschlossen werden

u.a. auch Arme oder AusländerInnen ohne

Sozialversicherung, chronisch Fettleibige,

an Hochdruck leidende und Nierenkranke.“

„Eigentlich haben in den Privat-Spitälern

die Notaufnahmestellen zweimal mehr Ar-

beit als bei uns: Außer ihrer ärztlichen Mis-

sion  müssen sie noch als Aussortierstelle

zu den öffentlichen Spitälern dienen.“

Aussage eines Arztes, der in einer

öffentlichen Klinik in Paris arbeitet

Laidlaw Inc. ist größte Bus-Transportfirma

auf dem nordamerikanischen Kontinent. Sie

hat1999 die bekannten Greyhound-Linien
aufgekauft und besitzt ebenfalls die Kranken-

transport-Dienste American Medical
Response und die Ambulanzen EmCare.
Transnationale

--

Gesundheit ist noch lukrativer als Bildung. Nach Schätzungen soll
der weltweite Markt dafür jährlich 3500 Milliarden Dollar betra-
gen. Alle Sektoren sind davon betroffen:  Spitals- und andere Be-
handlungen, Ambulanzen, Altenpflege, Human- und Veterinär-
Medizin, Telemedizin und auch die Schönheitschirurgie.
Patienten werden Kunden und Spitäler Pflege-Supermärkte.
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„In einem System, wo mehr Körper
gleich mehr Profit bedeuten, bringen
uns die Gefängnisse einen Schritt
näher zu den  historischen Wurzeln,
der Sklavenhalterei.”

Mumia Abu-Jamal,
Journalist und
Bürgerechtskämpfer,
sitzt seit 1981
unschuldig
in der Todeszelle

  Knast-Aktien

Volle Gefängnisse
1,7 Mio Menschen sind in den USA in den

Gefängnissen, mehr als in jedem anderen

Industrieland. 70% davon sind Afro-Ame-

rikaner und Latinos, nur etwa ein Drittel

verbüßt eine Haftstrafe wegen Gewaltver-

brechen.

CMT Blues ist  eine Fabrik im Hochsi-

cherheitsgefängnis Richard J. Dono-
van State Correctional Facility bei

San Diego. Dort produzieren 70 Arbeiter

T-Shirts für Mecca, Seattle Cotton
Works, Lee-Jeans u.a. Microsoft,

Boeing, TWA und viele weitere Firmen

nützen die niedrigen Produktionskosten in

den Gefängnissen zum Beispiel  für die Her-

stellung von Produkten für die Luftfahrt und

für die Wäscheerzeugung.

Niedrigstlöhne
Bezahlt wird ein Mindestlohn. Weniger als

die Hälfte davon geht in die Taschen der

Arbeiter, der Rest wird an den Staat gezahlt,

für die Kosten der Einkerkerung.

Zusätzlich zu den Konzernen, die von Ge-

fängnisarbeit profitieren, gibt es noch 18 pri-

vate Gefängnis-Firmen, die an die 100.000

Gefängnisbetten kontrollieren, quer durchs

Land. Daneben operieren auf die gleiche

Art private Gefängnisse in Puerto Rico, Au-

stralien, Großbritannien und Südafrika.

Auch auf dem europäischen Festland  gibt

es diesbezüglich schon Überlegungen.

Verbrechen lohnt sich nicht?  Das Geschäft mit dem Verbrechen
lohnt sich auf jeden Fall.  In den USA sind die Gefängnisse noto-
risch überfüllt, ständig werden neue Gefängnisse gebaut, und
zwar von Privatfirmen. Zwei davon sind sogar an der Börse no-
tiert. Und das Business mit den Knast-Aktien boomt. Die
Kriminalitätsrate treibt die Profitrate nach oben.

Die Gefängnis-Industrie
beschäftigt in den USA
mehr als eine halbe Million
Menschen, mehr als jeder
der 500 größten Konzerne
der Welt.

Victoria/Australien
Nach vier Jahren ständiger Proble-

me mit einem Frauengefängnis hat

die Regierung im von der Corrections

Corporation of Australia diese Straf-

anstalt gekauft, die von privater Hand

geplant, gebaut und verwaltet worden

war...
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Multinationale Konzerne wollen sich noch

größere Stücke vom Kuchen holen, ja den

ganzen restlichen Kuchen. Ob im Bereich

der Gesundheit, des Transportes, der

Energie usw.– nicht ein öffentlicher Sektor

wird verschont.

Internationale Wirtschafts-Instanzen wie

WTO, Internationaler Währungs-
fonds, Weltbank etc. und die regiona-

len ökonomischen und politischen Instan-

zen, wie die EU, machen ein Gesetz nach

dem anderen, um die Aktivitäten der öffent-

lichen Dienste zu zerstören.

Weltweit findet eine Offensive zur Privatisierung öffentlicher Dien-
ste statt. Mit immer höherer Geschwindigkeit wird  versucht, den
Markt uneingeschränkt zu vergrößern.

Gewaltsam
Die Übernahme öf-

fentlicher Dienste

von privaten Firmen

geht oft einher mit

extremer Gewalt ge-

gen die Beschäftig-

ten, wenn sie Wider-

stand leisten: In La-

teinamerika, in Osteuropa oder in Afrika –

mit Streikverbot,   Kerker (Nigeria), Nicht-

bezahlen der Löhne (Russland) und selbst

Mord, wie in Kolumbien.

Bisher war die Kommune die Basis des

Sozialstaates. Die BürgerInnen bezahlten

ihre Steuer, im Gegenzug wurden Straßen,

Schulen, Kindergärten, Museen  und vieles

andere mehr gebaut und betrieben.

Leere Taschen?
Nun sind  die Taschen leer, die Einnahmen

sinken, die Ausgaben steigen, Leistungen

werden gekürzt. Es wird gespart. Aber in

vielen Bereichen wird gar nicht gespart,

nämlich dort wo die bekannten „Sachzwän-

ge“ herrschen, namentlich die der „Wirt-

schaft“.

Der öffentlicher Dienst sei veraltet, heißt es,

sei der privaten Initiative hinderlich und

käme zu teuer. Alles soll „modernisiert“ (=

privatisiert) werden. Bis zur nächsten Kri-

se, wenn der Staat wieder die Kassen ma-

roder Firmen auffüllen soll. Der Verlust soll

sozialisiert werden, der Profit privatisiert.

Markt um jeden Preis?

Öffentlicher Dienst im Visier
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Die Debatte über den
öffentlichen Dienst betrifft

●  die soziale Gerechtigkeit
●  das Zusammenleben der
   Menschen
●  die lokale Demokratie
●  die nachhaltige
   Entwicklung.

DER ÖFFENTLICHE DIENST
schafft eine Beziehung zwischen
den Menschen, in der es den
Begriff  sozialer Nützlichkeit
gibt, offen für alle und wo es
keine anderen Werte geben darf
als die, die zur Entwicklung der/
des Einzelnen beitragen, ohne
der Gemeinschaft zu schaden.

DER ÖFFENTLICHE DIENST
ist ein  integrales politisches Sy-
stem und nicht ein Bündel, mit
der Warenproduktion vergleich-
barer, Aktivitäten.

DER ÖFFENTLICHE DIENST
schafft Zutritt zu den Dingen,
die zum Leben –  zu einem guten
Leben –  notwendig sind.

DER ÖFFENTLICHE DIENST
muss für alle Menschen garan-
tiert sein, wie immer auch ihre
finanziellen Mittel sind.

KRITERIEN FÜR
DEN

ÖFFENTLICHEN
DIENST:

Sozialer Nutzen

soziale Gerechtigkeit

soziale Ethik

Umwelt

Ressourcen- und
Energiehaushalt

strategischer
Charakter eines

Sektors

Infrastrukturnetz

Nachhaltigkeit
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Jede Reform der öffentli-
chen Dienste muss  nach
ganz bestimmten Kriterien
erfolgen:

Dienstleistungsqualität und Ver-
sorgungssicherheit für alle
Bürgerinnen und Bürger.
Der Zugang muss unabhängig von der

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der

Benützerinnen und Benützer gewährlei-

stet sein.

Wirtschaftlichkeit,
weil die öffentliche Hand ihre Mittel ge-

zielt und wirksam einsetzen muss.

Personalzufriedenheit,
weil nur gut motiviertes und qualifiziertes

Personal in der Lage ist, qualitativ hoch

stehende Dienstleistungen unter Beach-

tung der Wirtschaftlichkeit zu erbringen.

Demokratische Kontrolle,
weil Parlamente ihre ursprüngliche Rolle

übernehmen und ihre Gestaltungsmög-

lichkeiten ausschöpfen müssen.

Darüber hinaus müssen für NutzerInnen

und Bedienstete mehr Mitspracherechte

garantiert sein.

Einstehen für den Erhalt des
öffentlichen Dienstes, für einen
leistungsfähigen Staat, heißt
nicht, bestehende Leistungsan-
gebote, Organisationsstruktu-
ren und das aktuelle Funktio-
nieren der öffentlichen Einrich-
tungen unkritisch zu verteidi-
gen oder zu zementieren.

Reform

Um den Änderungen Rechnung zu tragen,

die sich in der Gesellschaft vollzogen ha-

ben, braucht der öffentliche Dienst sicher

einige  Reformen. Doch kommt es we-

sentlich darauf an, dass der Nutzen des

öffentlichen Dienstes anerkannt wird.

Keinen Beitrag zu sinnvollen Reformen lei-

sten jedoch Privatisierungsbestrebungen

mit ausschließlich ideologischer Motivati-

on nach dem Motto: „Der Markt ist immer

besser.“

Hinter dem Schlagwort „Deregulierung“
steht in aller Regel eine Machtverschie-

bung weg von demokratischen Entschei-

den hin zu einem Diktat der finanziell

Mächtigen.

Damit der öffentliche Dienst den Bedürf-

nissen gerecht werden kann, müssen ihm

genügend Ressourcen zur Verfügung

gestellt werden.

Reformen müssen in Zusammenarbeit

mit den betroffenen Beschäftigten durch-

geführt werden – und nicht gegen sie.

Abzulehnen sind Deregulierungsbestre-

bungen bei den Arbeits- und Anstellungs-

bedingungen unter dem Vorwand der Ver-

besserung von Flexibilität und Leistungs-

fähigkeit.
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„Es gibt noch so viele unbefrie-
digte oder unvollständig befrie-
digte Bedürfnisse, selbst in den
reichen Ländern, erweitern wir
doch den öffentlichen Dienst,
statt ihn zu privatisieren.“

„Das wäre alles finanzierbar:
Über Kapitalertragssteuern
u.a., nicht aber über direkte
Abgaben der Benutzer oder er-
höhte Tarife.“
Sebastien Guex, Spezialist für
öffentliche Finanzen, Lausanne

DAS RECHT FÜR ALLE
auf jede Art der Kommunika-
tion: Ortsveränderung, Post,
Telefon, Internet, Radio, Ka-
bel TV etc.

DAS RECHT  FÜR ALLE
auf eine qualitätvolle Um-
welt: Sicherheit, Sauberkeit,
Ästhetik.

DAS RECHT FÜR ALLE
auf Garantie auf einen bes-
serer Zugang zu lebenswich-
tigen Gütern und Diensten.

DAS RECHT FÜR ALLE
auf Unversehrtheit, Wasser,
Energie, Wohnen, Ernährung,
Erziehung, Gesundheit und
Soziale Absicherung.

DER ÖFFENTLICHE DIENST
HAT EINEN ZENTRALEN
PLATZ IN DER KONKRETISIE-
RUNG DIESER RECHTE.

Manifest

Statt  Reduzierung oder gar
Abschaffung des öffentlichen
Dienstes soll dieser vielmehr
erweitert werden, neue Rech-
te einbezogen werden, Rech-
te, die der Menschenwürde
und den menschlichen Be-
dürfnissen entsprechen:

Der Markt soll alles regeln.
Doch der Markt kümmert sich
nicht um Nachhaltigkeit, denn
dies erfordert eine Planung der
Investitionen und eine massive
Entwicklung im Forschungsbe-
reich – ohne Profitorientierung.

Der  Markt  sichert aus Gründen
der Konkurrenz nicht die Zusam-
menarbeit der verschiedenen
PartnerInnen und Akteure, er
kann auch nicht bewirken, dass
die verschiedenen Einzelinteres-
sen zu einer globalen Verbesse-
rung führen.

Wunderheiler Markt?
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In England wurden zwischen 1979 und

1994 die Zahl der Arbeitsplätze im öffentli-

chen Sektor von über sieben Millionen auf

fünf Millionen reduziert, eine Verringerung

um 29%. Da während dieser fünfzehn Jah-

re die Beschäftigung im privaten Sektor sta-

gnierte, erreichte die gesamte Reduzierung

der britischen Arbeitsplätze 1,7 Millionen,

ein Abbau um 7%, verglichen mit 1979.

Die Manager der neu privatisierten Unter-

nehmen, oft genau dieselben Leute wie vor-

her, verdoppelten oder verdreifachten  ihre

eigenen Gehälter.

Die Regierung verwendete das Geld der

Steuerzahler, um Schulden zu tilgen und die

Firmen mit Kapital auszustatten, bevor man

sie auf den Markt brachte.

Die  Wasserbehörde erhielt z.B. fünf Milli-

arden britische Pfund, nach heutigem Kurs

ca. öS 110 Milliarden) für Schulden-

entlastung, zusätzlich 1,6 Milliarden Pfund,

heute ca. öS 40 Mrd. sogenannte „grüne

Mitgift“, um die Braut für potenzielle Käufer

attraktiver zu machen.

Ein großer PR-Rummel über kleine Anteils-

eigner bei diesen Gesellschaften wurde

veranstaltet. Tatsächlich kauften neun Mil-

lionen Briten Aktien  –  doch die Hälfte von

ihnen investierte weniger als £ 1.000. Die

meisten von ihnen verkauften aber ihre Ak-

tien ziemlich schnell, sobald sie den schnel-

len Gewinn kassieren konnten.

Aus den Ergebnissen kann man leicht

schließen, dass der ganze Sinn der Priva-

tisierung weder wirtschaftliche Effizienz

noch verbesserter Service für den Verbrau-

cher ist, sondern ganz einfach der Transfer

von Reichtum aus der öffentlichen Hand, die

ihn umverteilen könnte, um soziale Ungleich-

heiten zu reduzieren, in private Hände.

Der Service in den privatisierten Industrien

ist heute oft katastrofal – die Financial

Times berichtete über eine Invasion von

Ratten im Wasserleitungssystem von

Yorkshire, und jeder, der eine Fahrt mit den

Themse-Zügen in England überlebt hat,

verdient einen Orden.

Die britische

private

„Railtrack“-

Schienen-

gesellschaft

wurde

wieder

verstaatlicht.

„Für Neo-Liberale sind weniger Arbeitsplätze immer
besser als mehr, weil Arbeitnehmer den „Sharehol-
der Value“ (Gewinn für Aktieninhaber) negativ be-
einflussen.“                                               Susan George

Lehrstück England
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„Ich schlage vor, dass wir
aufhören, von Privatisie-
rung zu sprechen und
stattdessen Worte ver-
wenden, die die Wahrheit
deutlich machen: Wir
reden über die Veräusse-
rung und Preisgabe der
Ergebnisse jahrzehnte-
langer Arbeit tausender
Menschen an eine win-
zige Minderheit großer
Investoren.
Dies ist einer der größ-
ten Raubüberfälle unse-
rer und aller bisherigen
Generationen.“

Die US-Amerikanerin Susan
George ist  Wirtschaftsfor-
scherin und Schriftstellerin,
Präsidentin des „Observa -
toire de la Mondialisation“ ,
ein französisches   Institut, an
dem die Auswirkungen der
Globalisierung untersucht
werden. Mitbegründerin von
ATTAC.

Genau dieselben Mechanismen sind in

der  ganzen Welt abgelaufen. In England

war das Adam-Smith-Institut der in-

tellektuelle Partner zur Schaffung der

Privatisierungsideologie.

Die USAID (U.S. Agency for Inter-
national Development = US-Behör-

de für internationale Entwicklung) und die

Weltbank nutzten ebenfalls Experten des

Adam-Smith-Instituts und trieben in den

Ländern des Südens die Privatisierung-

Doktrin voran. Bis 1991 hatte die Bank

bereits 114 Anleihen ausgegeben, um den

Prozess zu beschleunigen, und jedes Jahr

listet ihr Finanzbericht über die globale Ent-

wicklung hunderte von Privatisierungen in

ihren Schuldnerländern auf.

                                              Susan George

„... weder wirtschaftli-
che Effizienz noch ver-
besserter Service für
Verbraucher, sondern
ganz einfach der Trans-
fer von Reichtum aus
der öffentlichen Hand in
private Hände.“
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„Die Kommunikation der Völker
untereinander ist so ausge-
dehnt auf dem Erdball, dass
man sagen kann, die ganze
Welt ist eine einzige Stadt, in
der es eine permanenten Markt
aller Waren gibt und wo jeder
Mann mittels Geld, ohne weg-
zufahren, sich mit Waren ver-
sorgen kann und sich an allem
erfreuen kann, was die Erde,
die Tiere und die menschliche
Arbeit produziert. Eine wunder-
bare Erfindung.“
Venezianischer Kaufmann, 17. Jhdt.

Globalisierung

Globalisierung ist nicht neu
Sie ist mindestens so alt wie das römische

Weltreich. Was den Umfang und die Erleich-

terungen von Handelsbeziehungen betrifft,

so ist sie so alt wie die Renaissance, im

19. Jhdt. unter der Führung des britischen

Weltreiches wurde sie dann noch verstärkt.

Der Begriff Globalisierung dient heute dazu,

auf eine nette Art die Herrschaft der Kon-

zerne  zu definieren. Es handelt sich dabei

nicht um eine große Verschwörung, sondern

einfach um ein Zusammentreffen von

Gemeinschaftsinteressen mit privaten Inter-

essen –  um  die Akkumulation des Profits.

Globalisierung:
Herausforderung oder
Bedrohung?
Diese Frage stellt sich nicht im Bezug auf

wirtschaftliche Zusammenarbeit und die

Handelsbeziehungen, aber in Bezug auf

den unsoliden Aspekt der Globalisierung

heute: Die immense Macht der trans-

nationalen Konzerne (TNK), ökonomische

Macht ebenso wie politische.

Die großen Konzerne sind
der Motor der Globalisie-
rung, wobei diese sich nur
aufs Kapital, die Dienstlei-
stungen und die Mächtigen
bezieht.
Die Arbeitnehmer haben
nicht das Recht, sich dort
Arbeit zu suchen, wo sie
wollen.

„Seien wir doch ehrlich, die wirtschaftliche
Globalisierung ist unvermeidlich! Warum ver-

suchen sie aufzuhalten?! “ –   „Verbrechen ist
„unvermeidlich“, warum versuchen, es zu ver-
hindern?! ...Und Drogengebrauch ist „unver-

meidlich!“ Warum ihn nicht legalisieren?! –
Krankheit und Tod sind „unvermeidlich!“ War-
um nicht die Krankenhäuser abschaffen?“
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50.000 multinationale Firmen haben weltweit

500.000 Filialen, liefern mindestens ein Viertel

der Warenproduktion der Welt, beschäftigen

aber nur 61 Millionen Menschen. Auch wenn

jeder Arbeitsplatz indirekt bestenfalls zwei an-

dere Arbeitsplätze schaffen sollte, sind das 183

Millionen Menschen, weniger als ein Zehntel der

Weltbevölkerung im arbeitsfähigen Alter. In den
Entwicklungsländern haben maximal 2% der
arbeitsfähigen Bevölkerung direkt oder indirekt
durch multinationale Firmen Arbeit. Viele lo-
kale Firmen und Arbeitsplätze wurden schon
von den Multis vernichtet.

Dazu kommen noch die transnationalen
Finanziers: Banken, Pensionsfonds, Versiche-
rungen, Maklerfirmen. Sie kontrollierten schon
1995 mehr als 30.000 Milliarden Dollar, welt-
weit platziert. Allerdings nicht  immer ganz si-
cher, denn seit 1995 gab es zahlreiche Fi-
nanzkrisen. Da nur ein Prozent der verwalte-
ten Fonds einem Viertel der Kapitalisation
aller asiatischen Schwellenländer entspricht
und zwei Drittel der   Kapitalisation aller latein-
amerikanischer Börsen, darf man sich über
die Schwere dieser Finanzkrisen nicht wun-
dern.

„Firmen haben weder
Körper, dass man sie
bestrafen kann,
noch Seelen, um verdammt
zu werden.
Darum machen sie, was sie
wollen.“
Edward, 1st Baron Thurlow,
Jurist und Lord Chancellor
(1731-1806)

Man nennt sie „Multis“, „Global
Player“ oder schlicht „Transnationale
Konzerne“. Der Umsatz der 200 größ-
ten Konzerne ist 18 mal größer als
das gesamte Einkommen der 1,2 Mil-
liarden Menschen – fast ein Viertel
der Menschheit – die in bitterster Ar-
mut leben. Der Umsatz der fünf größ-
ten Multis – General Motors, Wal-
Mart, Exxon Mobil, Ford Motor, Daim-
ler Chrysler – zusammen ist größer
als das Bruttosozialprodukt von 182
Ländern.

Global Player

Unter den den 100 größten Wirtschafts-

gebilden der Welt sind 49 Staaten mit ihrem

Bruttonationalprudukt, 51 sind multinationale

Konzerne mit ihrem Umsatz. So ist der Um-

satz von General Motors zum Beispiel

höher als das BNP von Norwegen oder Thai-

land,  von Ford mehr als Saudi-Arabien und

Mitsui/Japan überflügelt Polen und Grie-

chenland.

Die 100 größten Unternehmen realisieren

15% aller wirtschaftlichen Aktivitäten der

Welt. Im Schnitt bringt jede/r Angestellte, von

der Putzfrau bis zum Präsidenten heute

der Firma um die 350.000 Dollar im Jahr. Ein

Telekom-Mitarbeiter bringt 402.786 Mark

jährlich, das ist ein Bruchteil dessen, was Mit-

arbeiter der BP bringen: 17,9 Mio Mark jähr-

lich.

Ein Vorstands-

mitgl ied bei

Schering  hat

durchschnitt-

l ich 2,5 Mio

Mark  Bezüge

im Jahr, zu-

sätzlich einer

Viertel Million

„Tantiemen“.
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 Welt der Konzerne:

EuropaBio
Dominiert von Bayer, BASF, Schering und

Hoechst, bündelt die Interessen der europäi-

schen Gentechnik- und Chemiefirmen. Größ-

ter Erfolg bisher war die Zustimmung des EU-

Parlaments zur Patentierung von Gen-

sequenzen.

Um Politik zu machen, bedienen
sich die transnationalen Konzerne
(TNK) ihrer eigenen Lobbys und
Vereinigungen und natürlich auch
internationaler Organisationen,
von denen sie zu Lasten der ande-
ren Teile der Gesellschaft bevor-
zugt werden.

Europäischen Union (EU)
Hier werden wichtige Beschlüsse meist in ge-

heimen Verhandlungen gefällt. EU-Kommissa-

re müssen sich keiner Wahl stellen und allein in

Brüssel sind an die 10.000 Lobbyisten aktiv,

mehr als 90% davon im Dienste der Konzerne.

European Round-table (ERP)
Wohl einflußreichste Lobby-Gruppe: 45 Top-

Manager europäischer Multis treffen hier ihre

Entscheidungen: Vorstandsvorsitzende von

Bayer, Fiat, E.ON, Bosch, Daimler-
Benz, Renault, Siemens, British Pe-
troleum, Krupp, Bertelsmann etc. Ihre

Ziele sind Abschwächungen der Umwelt-und

Sozialgesetze, Steuersenkungen für große Un-

ternehmen, die EU-Osterweiterung, Deregu-

lierungen und Privatisierungen im Bereich

Energie, Telekommunikation und Verkehr.

Flexible Arbeitszeiten und Löhne und vermin-

derter Kündigungsschutz stehen auf ihrer

Wunschliste. Kaum ein europäisches Gesetz

wird ohne  vorhergehende Gespräche und ge-

meinsame Arbeitsgruppen mit den Konzern-Ver-

tretern verabschiedet, Kontrolle durch Öffent-

lichkeit und Medien findet praktisch nicht statt.

Transatlantische Wirtschafts-
partnerschaft (TEP)
Hier wird das Ziel verfolgt, Barrieren, die den

freien Austausch von Gütern und Dienstleis-

tungen zwischen Europa und den USA noch

behindern, Stück um Stück zu beseitigen.

Ein einmal in einem Teil dieses neuen

Handelsblocks genehmigtes Produkt muss

dann überall akzeptiert werden. Wenn die

US-Regierung z.B. entscheidet, dass es ge-

sundheitlich sicher ist, Kühe mit Rinder-

wachstums-Hormonen zu injizieren, muss

Europa dies als      Standard für seine

Gesundheitskontrolle     akzeptieren.

Union of Industrial Employers
Confederation of Europe(UNICE)
Diese europäische Arbeitgeberorganisation

steht der ERP nahe und arbeitet die Detail-

fragen bei Gesetzen aus. In 55

Arbeitsgruppenorganisiert hat sie bis zu tau-

send MitarbeiterInnen.

Internat. Handelskammer (ICC)
Sie hat  ihren Sitz in Paris und ist federfüh-

rend bei  Minister-Zusammenkünften der

WTO. Sie gibt ihre Wünsche den Staatschefs

direkt bekannt.
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Weltbank
Gemeinsam mit dem internationalen Wäh-

rungsfonds werden im Rahmen der „Struktur-

anpassungsprogramme“ strenge Bedingun-

gen zur Kreditvergabe an die „Entwicklungs-

länder“ bestimmt und wissentlich autoritäre

und diktatorische Regime unterstützt.

Die Abschaffung von Sozial- und Umweltauf-

lagen sowie Kürzungen in den öffentlichen

Ausgaben verringern Gesundheitsversorgung

und Bildung, steigern die Lebenshaltungsko-

sten, den Verlust von Arbeitsplätzen und die

Einschränkung von Gewerkschaftsrechten.

Länder werden gezwungen, Monokulturen für

den Export anzubauen, was zu Lebensmit-

telknappheit und Hunger führt. Gigantoma-

nische Projekte der Weltbank führen weltweit

zur Zerstörung lokaler Ökosysteme und zur

erzwungenen Vertreibung von Millionen von

Menschen.

Internationaler  Währungsfonds
Sorgt für Liberalisierung der Kapitalbewegun-

gen in den verschuldeten Ländern des Südens

und Ostens.

Transatlantic Business Dialogue
(TABD):
Produkt des US-Handelsministeriums und der

EU-Kommission. Politische Entscheidungs-

träger und elf Konzern-Manager setzen sich

ein für den freien Fluß von Produkten, Investi-

tionen und Dienstleistungen jeder Art. Die mi-

nimalen Arbeits- und Sozialgesetze der USA

dienen dem TABD als Vorbild.

US Coalition of Service Industries
Vereinigung der verschiedenen Branchen-

Interessensgruppen, sie bemühen sich be-

sonders, die Privatisierung der europäischen

öffentlichen Dienste voranzutreiben, um für

amerikanische Firmen die Möglichkeit zu

schaffen, in neue ertragreiche Märkte einzu-

dringen.

World Business Council for
Sustainable Development
Bezeichnet sich selbst als das „grüne Gewis-

sen“ der Industrie, hat sich aber ganz dem

Kampf gegen Energiesteuern verschrieben,

im Auftrag der Stromriesen, der Chemie- und

Ölindustrie.

World Economic Forum (WEF)
Informelles Zusammenkommen von Wirt-

schaftslobby und Politmanagement in Da-
vos, gesponsert und getragen von den welt-

weit größten transnationalen Unternehmen,

wie beispielsweise IBM, Coca Cola, BP
Amoco, DuPont, Deutsche Bank,
Nestlé etc.
„Global Leaders“ schmieden hier Pläne für die

Zukunft der Welt und fällen weitreichende Ent-

scheide über die Köpfe der betroffenen Men-

schen hinweg. Was medial als der „Geist von

Davos“ inszeniert wird, sind politische und

wirtschaftliche Absprachen und milliarden-

schwere Deals. Mit seinen Weltwirtschafts-

konzepten, beruhend ganz wesentlich auf

der Gratis- und Niedrigstlohnarbeit der Men-

schen im Süden, von MigrantInnen hier bei

uns und von Frauen auf der ganzen Welt, ist

das WEF direkt oder indirekt verantwortlich

für Kriege, Elend, Vertreibung und Hunger.

„MEHR  WELT-
WENIGER BANK!“

Präzise Planung
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Die WTO ist der krönende Abschluss eines

langen Prozesses: In den 80er-Jahren wird

in den meisten westlichen Ländern unter der

Führung der Regierungen von Ronald

Reagan in den USA und Margaret Thatcher

in Großbritannien, die neoliberale Politik der

radikalen Deregulierung, Privatisierung, des

Abbaus des Sozialstaates und der Umver-

teilung von unten nach oben eingeführt. Die-

se Politik wird nun auch im Welthandel um-

gesetzt. Nach achtjährigen Verhandlungen

der so genannten Uruguay-Runde des

GATT, wurden  Verträge abgeschlossen, die

die Befugnisse gewählter Regierungen und

Parlamente drastisch beschneiden. Den Mit-

gliedsstaaten sollen die Kompetenzen über

weitere Bereiche der Wirtschaft zu Gunsten

der Konzerne entzogen werden: Im Patent-

recht, in der Landwirtschaft usw.

Die WTO übernahm 1995 die Aufgabe, über

die Einhaltung der Verträge zu wachen und

die weitere Deregulierung der Weltwirtschaft

zu betreiben.Die großen Wirtschaftsmächte

verlangten neue Verhandlungen über den Be-

reich der Investitionen, den Wettbewerb und

das öffentliche Beschaffungswesen um die

noch bestehenden Rechte der Regierungen

und Parlamente zu beseitigen.

Die Regierungen stehen unter dem Druck der

transnationalen Konzerne. Und sie verheimli-

chen das nicht einmal mehr: Sie behaupten,

daß sie nicht mehr über genügend Macht ver-

fügen, um die Kontrolle auszuüben. Oft funk-

tionieren sie nur noch als Sprachrohr dieser

Konzerne.

WTO – „Fix it or nix it!“

Die Welthandelsorganisation (WTO) soll den Freihandel promoten.
Während ihr Vorläufer, das Allgemeine Handels- und Zollabkommen
GATT sich nur um Industriegüter kümmerte, will die WTO die Ge-
samtheit der menschlichen Aktivitäten beherrschen:  Landwirt-
schaftliche Produkte, Gesundheit, Erziehung, Kultur, Patent auf
lebende Organismen, die öffentlichen Dienste ...

Mike Moore, Generaldirektor der WTO
spricht    in Canberra/Australien über die
massiven Proteste beim WTO-Gipfel 2000
in Seattle.       Independent/UK 0 6.02.01

„Meine Bitte heute ist, nicht zu erlau-
ben, dass die negativen Kräfte, die
gegen die Globalisierung und die
Liberalisierumg des Marktes kämpfen,
triumphieren. Jetzt müssen die Konzer-
ne Mut beweisen, wie nie zuvor.“
Vortrag vor der Handelskammer in
Florida am 25.02.02
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SEATTLE
PRAG
BANGKOK
KÖLN
NIZZA

... da sind viele
nicht eingeladen,
aber trotzdem
dabei!

DAVOS
GENUA
NEW YORK ...

„Die Welt ist keine
Ware!“

Wo immer
die Geschicke
der Welt
entschieden
werden ...
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Neoliberalismus

Wie konnte der Neoliberalis-
mus zu der Doktrin werden, die
die heutige Welt beherrscht?

Warum können der IWF (Inter-
nationaler Währungsfonds)
und die Weltbank nach Belie-
ben eingreifen und Länder
zwingen, zu überwiegend un-
günstigen Bedingungen an der
Weltwirtschaft teilzunehmen?

Warum ist der Sozialstaat in
allen Ländern, in denen er ein-
gerichtet wurde, bedroht?

Warum steht die Umwelt am
Rande des Zusammenbruchs

und warum gibt es so viele
Arme sowohl in den reichen
als auch in den armen Ländern
– in einer Zeit, in der es soviel
Reichtum gibt wie nie zuvor?

„Eine Erklärung für diesen Triumph des

Neoliberalismus und die daraus resul-

tierenden volkswirtschaftlichen, politischen,

sozialen und ökologischen Katastrophen

ist, dass die Neoliberalen ihre eigene skru-

pellose und rückschrittliche „Große Umge-

staltung“ erkauft und bezahlt haben. Sie

haben verstanden, dass Ideen Folgen

haben.

Aus einer winzigen Keimzelle an der Uni-

versität von Chicago mit dem Wirtschafts-

philosophen Friedrich von Hayek und

seinen Studenten wie Milton Friedman
als Kern ausgehend, haben die Neo-Libe-

ralen und ihre Geldgeber ein  riesiges in-

ternationales Netzwerk von Stiftungen, In-

stituten, Forschungszentren, Publikations-

organen, Wissenschaftlern, Schriftstellern

und Public Relations-Lohnschreibern ge-

schaffen, um ihre Ideen und ihre Doktrin zu

entwickeln, zu verpacken und unerbittlich für

sie die Werbetrommel zu rühren.

Eine brilliante ideologische und Propagan-

da-Arbeit, für die hunderte von Millionen

Dollar ausgegeben wurden, brachte ein

jeden Cent lohnendes Ergebnis,  weil sie

dem Neoliberalismus den Anschein gege-

ben haben, als sei er der natürliche und nor-

male Zustand der Menschheit.“

.

„Ich behaupte, dass der Neoliberalismus die grundlegen-
de Natur der Politik verändert hat. In der Politik ging es
üblicherweise darum, wer wen regierte und wer welches
Stück vom Kuchen bekam. Gewisse Aspekte dieser bei-
den zentralen Fragen bleiben natürlich, doch aus meiner
Sicht ist die neue große Frage der Politik:
´Wer hat ein Recht zu leben, und  wer hat dies nicht?‘
Radikale Aussonderung ist jetzt an der Tagesordnung.“
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„Dieses enorme neoliberale
Experiment, unter dem wir alle
zu leben gezwungen sind, wur-
de von Leuten mit einem Pro-
gramm geschaffen.“
„Wenn man versteht, dass der
Neoliberalismus  nicht eine Na-
turgewalt ist wie die Schwer-
kraft, sondern ein absolut
künstliches Gebilde, dann kann
man auch erkennen, dass das,
was einige Leute erschaffen
haben, von anderen Menschen
verändert werden kann.“   S.G.

... aber
für
einige
eine
bis
jetzt
durchaus
lohnende
Investition!

... ist kein Naturgesetz

„Gleichgültig, wie viele Katastrophen jegli-

cher Art das neoliberale System ganz of-

fensichtlich verursacht hat, egal, wie viele

finanzielle Krisen es auslöste, einerlei, wie

viele Verlierer und Ausgestoßene es offen-

sichtlich hervorgebracht hat, es erscheint

vielen immer noch als unvermeidbar, als

göttliche Gewalt, als die einzig mögliche

wirtschaftliche und soziale Ordnung, die uns

zur Verfügung steht.“

Die halbe Welt  –  3 Milliarden  Men-
schen –  lebt mit weniger als 2 Dol-
lar, 1,3 Miliarden mit weniger als ei-
nem Dollar pro Tag. 1,3 Milliarden
Menschen haben keinen Zugang zu
sauberen Wasser, 3 Milliarden haben
keine sanitären Einrichtungen, 2 Mil-
liarden keinen Zugang zu elektri-
schen Strom.
Das Bruttosozialprodukt der 46 ärm-
sten Länder  ist niedriger als die Ver-
mögen der drei reichsten Männer der
Welt  zusammen.
An die 790 Millionen Menschen in
den Entwickluungsländern sind chro-
nisch unterernährt.
7 Millionen Kinder sterben jährlich
als Folge der Schuldenkrise.
Der Fortschritt bei der Bekämpfung
der Kindersterblichkeit wurde in der
Periode der Globalisierung – seit
1980 – erheblich verlangsamt.
Um die eine Milliarde Menschen ging
ins 21.Jhdt. ohne ein Buch lesen
oder ihren Namen schreiben zu
können.

    von Susan George
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Eine andere Welt
               ist möglich ...

Im eleganten „Waldorf Astoria“-Hotel fand

vom 31. Januar  bis zum 4. Februar –

abgeschirmt von Medien und Demonst-

ranten – das WEF-Jahrestreffen
2002 statt.

Topmanager und Regierungsvertreter

diskutierten hinter verschlossenen Türen

politische und wirtschaftliche Themen

von öffentlichem Interesse.

„Das WEF bietet eine erstklassige
Gelegenheit für internationale Ge-
schäftsleute  und ehemalige Politi-
ker um Beziehungen zu knüpfen.
Man trinkt ein Gin-Tonic mit einem
Fremden und dann entdeckt man,
dass er ein asiatischer Finanzmi-
nister ist oder ein Konzernchef.“
Ken Costa,Co-Vizepräsident von
Wartburg Dillon Reed investment house

Washington Times, 28.01.99

„Wenn es um die globale Zukunft
geht, sollen alle gesellschaftlichen
Gruppen beteiligt sein, insbeson-
dere jene, die von den negativen
Auswirkungen der Globalisierung
betroffen sind.“
Matthias Herfield,von der schweizer NGO

„Erklärung von Basel”, Mitorganisatorin

von „Public Eye on Davos/New York“

Das World Economic
Forum (WEF) hat
2002  seine  jährliche
Z u s a m m e n k u n f t
vom traditionellen
Veranstaltungsort
Davos/Schweiz nach
New York City ver-
legt ...

Nach New York gingen auch die Kritiker des

WEF, um im Schatten des Managergipfels

eine gerechte Weltwirtschaft zu fordern.

Internationale Nichtregierungsorgani-

sationen (NGO) trafen sich parallel zum

WEF zu einer Gegenveranstaltung: „Pu-
blic Eye on Davos“, eine unabhängi-

ge, öffentliche Konferenz, organisiert von

der schweizer Organisation  „Erklärung
von Basel“. VertreterInnen  von Entwick-

lungs- und Umweltorganisationen zeigen

auf, welche Folgen der wachsende Einfluss

der Wirtschaft auf die Politik nach sich

zieht; und stellen Forderungen, nach einer

gerechten und nachhaltigen wirtschaftlichen

Globalisierung.

Im Vorfeld des für September in Johannes-

burg geplanten Uno-Gipfels für nachhaltige

Entwicklung   sollen verbindliche Regeln für

internationale Großkonzerne vorangetrie-

ben werden.
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PORTO
ALEGRE
„Wenn Ihr
glaubt, dass es
keine Hoffnung
gibt, dann
garantiert Ihr,
dass es keine
Hoffnung geben
wird.
Wenn Ihr aber
davon ausgeht, dass es einen
Instinkt für Freiheit gibt, dann
gibt es die Möglichkeit, die
Dinge zu ändern, dann gibt es
die Chance, dazu beizutragen,
eine bessere Welt zu schaffen.
Ihr habt die Wahl.“

Noam Chomsky, weltbekannter
politischer Analytiker und Profes-
sor für Linguistik und Philosophie
am Massachusetts Institute of
Technology (MIT) in Cambridge

„Während sich in New York die Reichen und Mäch-

tigen dieser Welt beim World Economic Fo-
rum (WEF) in Luxushotels tummeln und in un-

mittelbarer Nachbarschaft das Forum Public Eye
ein wachsames Auge auf das Treiben der Staats-

chefs und Industriebosse richtet, treffen sich ein

paar tausend Kilometer weiter südlich weitere

60 000 Globalilisierungsgegner aus 150 Ländern,

um Alternativen zum derzeit populären Neolibera-

lismus zu diskutieren.Das 2. Weltsozialforum,

vor einem Jahr als Gegenveranstaltung zum WEF
in Davos ins Leben gerufen, beginnt heute im

südbrasilianischen Porto Alegre. Hat man beim

ersten Forum die Folgen der Globalisierung und den

Einfluss der Welthandelsorganisation
(WTO) analysiert, will man nun konkret Netzwer-

ke bilden und Handlungsalternativen abstimmen.

In 800 Foren und Workshops stehen vier große

Themen auf dem Programm: die Produktion, der

Zugang zu den Ressourcen, die Rolle der Zivilge-

sellschaft und das Verhältnis von politischer Macht

und Ethik.  An der Konferenz  nehmen auch zahl-

reiche  Vertreter  von  Regierungen  und Parlamen-

ten der reichen Industriestaaten teil ...“

Basler Nachrichten /01.02.2002



64

Quellen (Texte/Fotos/Cartoons):
Institute for Policy Studies, Corporate Watch, Trans-
nationale, Anti-Atom-Lexikon, Oneworld, India Media
Center, NO2WTO, Energiearchiv, Robin Wood, Wilhelm
Ruehl, Water Pressure Group, Siemens Boykott,
Greenpeace, Multinational Monitor, Polaris Institute, Andy
Singer, Sierra Club, Clear Water Action, Syndicat
Canadien de la Fonction Publique, Tom Tomorow, Susan
George, Riccardo Petrella, Umwelt Spiegel, Transnational
Institut, Multinational Monitor, Indy Media, The
Democratic Center, Human Rights Watch, Coordination
Nationale des Collectifs contre l`enfouissement des
déchets radioactifs, The Nation, Center for Social and
Economic Research on the Global Environment, Luttes
étudiantes, Peter Kuper, No Nukes, ATTAC, Noam
Chomsky, The Safe Energy Communication Council,
Sortirdunucleair, Steelworker, Rainforest, Nuclear Age
Peace Fondation, Nuke Worker, Polaris Institute, Glo-
bal2000, Boligan, Serrano, Environmental Defense, Noam
Chomsky, Transversales, Z-Mag und viele andere wach-
same Menschen mehr ...

Ganz besonderen Dank an Andy Singer für die solidari-
sche Erlaubnis, seine Cartoons verwenden zu dürfen.
Thanks and Peace, Andy!
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